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1 2 8 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über den Straßenverkehr durch Dänemark, Beitritt
Kambodschas,. Portugals und der Türkei zu dem genannten Abkommen und Beitritt Kambodschas
zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen.

1 2 9 . Zahlungsabkommen zwischen Österreich und Italien.
1 3 0 . Notenwechsel über die Aufhebung der Sichtvermerkpflicht zwischen Österreich und Italien.
1 3 1 . Schlußakte über die Konferenz der Vereinten Nationen über Zollformalitäten bei der vorübergehenden

Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge und im Reiseverkehr;
Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr;
Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr;
Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge.

128 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. Juni 1956 über die Ratifikation
des Abkommens über den Straßenverkehr
vom 19. September 1949, BGBl. Nr. 222/
1955, durch Dänemark, den Beitritt Kam-
bodschas, Portugals und der Türkei zu dem
genannten Abkommen und den Beitritt Kam-
bodschas zum Protokoll über Straßenver-
kehrszeichen vom 19. September 1949, BGBl.

Nr. 222/1955.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben bis 25. April 1956
folgende weitere Staaten ratifiziert oder sind bei-
getreten dem:

Raab

132 76



1062 36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 129

129.

(Übersetzung)

Zahlungsabkommen
zwischen Österreich und Italien.

Zum Zwecke der Regelung der laufenden Zah-
lungen zwischen Österreich und Italien im Rah-
men des Abkommens über die Gründung einer
Europäischen Zahlungsunion vom 19. September
1950 haben die ÖSTERREICHISCHE BUN-
DESREGIERUNG und die • ITALIENISCHE
REGIERUNG folgendes vereinbart:

Artikel 1.

a) Um die Durchführung von Zahlungen
zwischen Österreich und Italien zu gewähr-
leisten, werden die Oesterreichische Natio-
nalbank als Beauftragter der Österreichi-
schen Bundesregierung und das Ufficio
Italiano dei Cambi als Beauftragter der
Italienischen Regierung einander innerhalb
der Grenzen und zu den Bedingungen des
Artikels 8 des EZU-Abkommens österrei-
chische Schilling gegen Lire und Lire gegen
österreichische Schilling überlassen.

b) Zu diesem Zwecke wird die Oesterreichi-
sche Nationalbank ein auf den Namen des
Ufficio Italiano dei Cambi lautendes Konto
in österreichischen Schilling mit der Be-
zeichnung „Compte schillings autrichiens"
und das Ufficio Italiano dei Cambi ein auf
den Namen der Oesterreichischen Natio-
nalbank lautendes Lirekonto mit der Be-
zeichnung „Conto lire" eröffnen.

c) Die oben in Absatz b behandelten Konten
können jederzeit auf Verlangen eines der
Vertragsteile kompensiert werden.

d) Die Durchführung der Zahlungen laut
obigem Absatz a erfolgt entweder unter
Einschaltung der oben in Absatz b ange-
führten Konten oder über Schilling- und
Lire-Konten, welche österreichische und
italienische autorisierte Banken einander
eröffnen.

Artikel 2.

Die in Absatz a des Artikels 1 vorgesehenen
Operationen werden zum vertraglichen Um-
rechnungssatz zwischen dem österreichischen
Schilling und der Lire durchgeführt, der durch
die Oesterreichische Nationalbank und das Uffi-
cio Italiano dei Cambi — unter Berücksichtigung
der vom Internationalen Währungsfonds aner-
kannten Parität des österreichischen Schilling
gegenüber dem USA-$ und der Notierung des
USA-$ „Conti valutari" (arithmetisches Mittel
der art den Börsen von Rom und Mailand
kotierten Schlußkurse) in Italien — festgesetzt
wird.
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Dieser Umrechnungssatz kann, so oft es im
Zuge allfälliger Änderungen der oben erwähnten
Parität oder Notierungen erforderlich • ist, nach
den zwischen der Oesterreichischen Nationalbank
und dem Ufficio Italiano dei Cambi zu treffen-
den diesbezüglichen Vereinbarungen geändert
werden.

Artikel 3.

Als laufende Zahlungen, deren Durchführung
genehmigt werden wird, gelten alle Zahlungen
betreffend kommerzielle und unsichtbare Trans-
aktionen zwischen Österreich und Italien im
Sinne der in diesem Zusammenhang von der
OEEC beschlossenen oder empfohlenen Prin-
zipien, zu denen die Österreichische Bundes-
regierung und die Italienische Regierung ihre
Zustimmung gehen.

Sonstige Zahlungen werden nur mit Bewilli-
gung der zuständigen österreichischen und italie-
nischen Stellen zugelassen.

Artikel 4.

Die USA-Dollarkonten „A" und „B", die in
Durchführung der Bestimmungen des am
22. Juni 1950 in Wien gezeichneten Zahlungs-
abkommens auf den Namen der Oesterreichi-
schen Nationalbank beim Ufficio Italiano dei
Cambi eröffnet wurden, werden am Tage des
Inkrafttretens des gegenwärtigen Abkommens
abgeschlossen. Die Salden dieser Konten werden
dem in Artikel 1 b des gegenwärtigen Abkom-
mens vorgesehenen „Conto lire" gutgeschrie-
ben oder angelastet. Die Umwandlung dieser
Saldenbeträge in Lire erfolgt zum Kurs des
USA-$ in Italien, der für die Feststellung des
Umrechnungssatzes zwischen österreichischen
Schilling und Lire maßgeblich ist.

Artikel 5.

Die Behandlung aller sich etwa aus dem gegen-
wärtigen Abkommen ergebenden technischen
Fragen obliegt der Oesterreichischen National-
bank und dem Ufficio Italiano dei Cambi.

Artikel 6.

a) Das gegenwärtige Abkommen tritt am
21. Mai 1956 in Kraft. Mit diesem Tage
verliert das am 22. Juni 1950 in Wien ge-
zeichnete Abkommen seine Gültigkeit.

b) Das gegenwärtige Abkommen gilt für
unbestimmte Zeit und kann jederzeit von
einem der Partner unter Einhaltung einer
dreimonatigen Frist gekündigt werden.

c) Unter Bedachtnahme auf die Tatsache, daß
die Regelung der Salden auf den in
obigem Artikel 1 b vorgesehenen Konten
im Rahmen des Abkommens über die
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Gründung einer Europäischen Zahlungs-
union erfolgt, dem beide Länder als Ver-
tragspartner angehören, tritt das gegen-
wärtige Abkommen im Falle der Beendi-
gung des EZU-Abkommens sowie im Falle
des Aufhörens der Mitgliedschaft des einen
oder des anderen der beiden Länder durch
Rücktritt oder Suspension unverzüglich
rechtswirksam außer Kraft. Die beiden
Regierungen werden sogleich, und zwar
nach Möglichkeit bereits vor Eintritt der
erwähnten Fälle, über den Abschluß eines
neuen Zahlungsabkommens beraten.

GESCHEHEN zu Wien, in doppelter Ausfer-
tigung, am 7. Mai 1956.

Für die
REPUBLIK ÖSTERREICH

Figl

Für die
ITALIENISCHE REPUBLIK

Corrias

Raab

130.

Notenwechsel über die Aufhebung der Sichtvermerkpflicht zwischen Österreich
and Italien.

(Übersetzung)

Der Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten
40.404/199

Rom, 28. Dezember 1955.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die italienische Regierung bereit ist, fol-
gendes Abkommen über die Aufhebung der
Einreise-Sichtvermerke auf Reisepässen öster-
reichischer und italienischer Staatsbürger, die
nach Italien bzw. Österreich reisen, abzuschlie-
ßen:

•„1. Italienische Staatsangehörige können zum
Zwecke der Durchreise oder zu einem vorüber-
gehenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet der Republik Österreich einreisen, wenn
sie einen von den zuständigen italienischen Be-
hörden ausgestellten, für Österreich gültigen
Reisepaß vorweisen.

2. Österreichische Staatsbürger können zum
Zwecke der Durchreise oder zu einem vorüber-
gehenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet der Republik Italien einreisen, wenn sie
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einen von den zuständigen österreichischen Be-
hörden ausgestellten, für Italien gültigen Reise-
paß vorweisen.

3. Unter vorübergehendem Aufenthalt ist
ein Zeitraum von höchstens drei aufeinander-
folgenden Monaten zu verstehen. Er kann von
den zuständigen italienischen bzw. österrei-
chischen Behörden aus gerechtfertigten Gründen
über die Dauer von drei Monaten verlängert
werden.

4. Unter Reisepässen im Sinne der Artikel 1
und 2 sind zu verstehen: Diplomatenpässe,
Dienstpässe, gewöhnliche Reisepässe, Familien-
pässe, Kinderausweise und Sammelpässe, sowie
die für italienische Saisonarbeiter ausgestellten
Reisedokumente.

5. Staatsangehörige beider Vertragsstaaten,
die sich zu einem längeren oder unbefristeten
Aufenthalt oder in der Absicht, dort eine An-
stellung anzunehmen, einen Beruf oder ein Hand-
werk auszuüben, in den anderen Staat begeben,
bedürfen jedoch eines konsularischen Sichtver-
merkes. Die Erteilung eines solchen Sichtver-
merkes erfolgt gratis.

6. Die Staatsangehörigen der beiden ver-
tragsschließenden Staaten sind während ihres
Aufenthaltes im anderen Staat den dort gelten-
den Vorschriften über den Aufenthalt von
Fremden unterworfen.

7. Die Behörden beider vertragsschließenden
Staaten behalten sich das Recht vor, Staatsange-
hörige des anderen Vertragsstaates, deren Auf-
enthalt ihnen unerwünscht scheint, an der
Grenze zurückzuweisen oder aus ihrem Staats-
gebiet zu entfernen. Sie werden die Behörden
des anderen Staates von solchen Maßnahmen
verständigen.

8. Jeder der beiden vertragsschließenden Staa-
ten behält sich das Recht vor, die Anwendung
dieses Abkommens aus gewichtigen Gründen,
insbesondere der öffentlichen Ordnung oder aus
sanitären Erwägungen, zeitweilig ganz oder teil-
weise zu suspendieren. Die Suspendierung wird
dem anderen Staate auf diplomatischem Wege,
nach Möglichkeit im voraus, angezeigt werden.

9. Dieses Abkommen tritt am 1. Jänner 1956
in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt verliert
das auf den gleichen Gegenstand bezügliche
Abkommen vom 24. März 1949 seine Giltig-
keit.

10. Jeder der beiden vertragsschließenden Teile
kann dieses Abkommen unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten kündigen."

Wenn die österreichische Regierung sich mit
Vorstehendem einverstanden erklärt, werden
diese Note und die Antwort, die Eure Exzel-
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lenz mir wird zukommen lassen, ein Abkommen
zwischen den beiden Ländern im Gegenstande
darstellen.

Empfangen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner besonderen Hochachtung.

Gaetano Martino

Seiner Exzellenz
Dr. Max LÖWENTHAL-CHLUMECKY

Botschafter der Republik Österreich

R o m .

Der Botschafter
N. 9983-A/55

Rom, 28. Dezember 1955.

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang der Note
Zl. 40.404/199 zu bestätigen, mit der Eure Ex-
zellenz die Freundlichkeit hatten, mir Nach-
stehendes mitzuteilen:

„Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzutei-
len, daß die italienische Regierung bereit ist,
folgendes Abkommen über die Aufhebung der
Einreise-Sichtvermerke auf Reisepässen öster-
reichischer und italienischer Staatsbürger, die
nach Italien bzw. Österreich reisen, abzuschlie-
ßen:

,1. Italienische Staatsangehörige können zum
Zwecke der Durchreise oder zu einem vorüber-
gehenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet der Republik Österreich einreisen, wenn
sie einen von den zuständigen italienischen Be-
hörden ausgestellten, für Österreich gültigen
Reisepaß vorweisen.

2. Österreichische Staatsbürger können zum
Zwecke der Durchreise oder zu einem vorüber-
gehenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in das
Gebiet der Republik Italien einreisen, wenn sie
einen von den zuständigen österreichischen Be-
hörden ausgestellten, für Italien gültigen Reise-
paß vorweisen.

3. Unter vorübergehendem Aufenthalt ist ein
Zeitraum von höchstens drei aufeinanderfolgen-
den Monaten zu verstehen. Er kann von den
zuständigen italienischen bzw. österreichischen
Behörden aus gerechtfertigten Gründen über
die Dauer von drei Monaten verlängert werden.

4. Unter Reisepässen im Sinne der Artikel 1
und 2 sind zu verstehen: Diplomatenpässe,
Dienstpässe, gewöhnliche Reisepässe, Familien-
pässe, Kinderausweise und Sammelpässe, sowie
die für italienische Saisonarbeiter ausgestellten
Reisedokumente.
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5. Staatsangehörige beider Vertragsstaaten,
die sich zu einem längeren oder unbefristeten
Aufenthalt oder in der Absicht, dort eine An-
stellung anzunehmen, einen Beruf oder ein
Handwerk auszuüben, in den anderen Staat
begeben, bedürfen jedoch eines konsularischen
Sichtvermerkes. Die Erteilung eines solchen
Sichtvermerkes erfolgt gratis.

6. Die Staatsangehörigen der beiden vertrags-
schließenden Staaten sind während ihres Auf-
enthaltes im anderen Staat den dort geltenden
Vorschriften über den Aufenthalt von Fremden
unterworfen.

7. Die Behörden beider vertragsschließenden
Staaten behalten sich das Recht vor, Staats-
angehörige des anderen Vertragsstaates, deren
Aufenthalt ihnen unerwünscht scheint, an der
Grenze zurückzuweisen oder aus ihrem Staats-
gebiet zu entfernen. Sie werden die Behörden
des anderen Staates von solchen Maßnahmen
verständigen.

8. Jeder der beiden vertragsschließenden Staa-
ten behält sich das Recht vor, die Anwendung
dieses Abkommens aus gewichtigen Gründen,
insbesondere der öffentlichen Ordnung oder aus
sanitären Erwägungen, zeitweilig ganz oder teil-
weise zu suspendieren. Die Suspendierung wird
dem anderen Staate auf diplomatischem Wege,
nach Möglichkeit im voraus, angezeigt werden.

9. Dieses Abkommen tritt am 1. Jänner 1956
in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt verliert
das auf den gleichen Gegenstand bezügliche
Abkommen vom 24. März 1949 seine Gültig-
keit.

10. Jeder der beiden vertragsschließenden Teile
kann dieses Abkommen unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten kündigen.'

Wenn die österreichische Regierung sich mit
Vorstehendem einverstanden erklärt, werden
diese Noten und die Antwort, die Eure Exzel-
lenz mir wird zukommen lassen, ein Abkom-
men zwischen den beiden Ländern im Gegen-
stande darstellen."

In dieser Hinsicht beehre ich mich, Eurer
Exzellenz die Zustimmung meiner Regierung
zu dem Vorstehenden zu geben.

Genehmigen Eure Exzellenz den Ausdruck
meiner besonderen Hochachtung.

Dr. Max Löwenthal-Chlumecky

Seiner Exzellenz
Herrn Gaetano MARTINO

Staatssekretär für die Auswärtigen Angelegenheiten

R o m .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Punkt 9 am 1. Jänner 1956
in Kraft getreten.

Raab
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131.

Nachdem die Schlußakte über die Konferenz der Vereinten Nationen über Zollformalitäten
bei der vorübergehenden Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge und im Reiseverkehr sowie das
Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, das Zusatzprotokoll zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-
material für den Fremdenverkehr und das Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater
Straßenfahrzeuge, die am 4. Juni 1954 in New York unterzeichnet wurden und welche also lauten:

(Übersetzung)

SCHLUSSAKTE ÜBER DIE
KONFERENZ DER VER-

EINTEN NATIONEN
ÜBER ZOLLFORMALI-

TÄTEN BEI DER VOR-
ÜBERGEHENDEN EIN-

FUHR PRIVATER STRAS-
SENKRAFTFAHRZEUGE

UND IM REISEVERKEHR

1. Die Konferenz der Vereinten
Nationen über die Zollformali-
täten bei der vorübergehenden
Einfuhr privater Straßenkraft-
fahrzeuge und im Reiseverkehr
wurde vom Generalsekretär der
Vereinten Nationen auf Grund
der vom Wirtschafts- und Sozial-
rat am 15. April 1953 angenom-
menen Entschließung Nr. 468 F
(XV) einberufen.

Diese Entschließung hat fol-
genden Wortlaut:

„Der Wirtschafts- und Sozial-
rat beauftragt

auf Grund der Entschließung
Nr. 5 der Transport- und Ver-
kehrskommission betreffend
Zollformalitäten bei der vor-
übergehenden Einfuhr privater
Fahrzeuge und im Reiseverkehr

den Generalsekretär,

a) im Jahre 1954 so bald als
möglich und vorzugsweise
nach Genf eine Konferenz
der Regierungen zum Ab-
schluß von zwei welt-
weiten Abkommen über
Zollformalitäten einzube-
rufen, und zwar

i) eines Abkommens über
die vorübergehende
Einfuhr privater, zur
Personenbeförderung
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bestimmter Straßen-
kraftfahrzeuge und
der Ausrüstung dieser
Fahrzeuge;

ii) eines Abkommens für
den Reiseverkehr (d. h.
das persönliche Reise-
gut von Reisenden, die
mit irgendeinem Be-
förderungsmittel rei-
sen);

b) allen zur Konferenz einge-
ladenen Regierungen zu.
übersenden

i) den Bericht des Gene-
ralsekretärs mit der
Überschrift „Zollfor-
malitäten für die vor-
übergehende Einfuhr
privater Fahrzeuge und
im Reiseverkehr", der
Entwürfe der vorer-
wähnten Abkommen
und Stellungnahmen zu
diesen Texten enthält,
und

ii) den in Betracht kom-
menden Teil des Be-
richtes der Transport-
und Verkehrskommis-
sion (6. Tagung);

c) die Regierungen einzula-
den, ihre Stellungnahmen
zu dem in den Doku-
menten E/CN. 2/135 und
Corr. 1 und 2 und Add. 1
und 2 enthaltenen Texten
zu übersenden, soweit sie
es noch nicht getan haben;

d) eine vorläufige Tagesord-
nung für die Konferenz
festzulegen und eine vor-
läufige Geschäftsordnung
für sie auszuarbeiten;

e) i) zur Teilnahme an der
Konferenz alle Mit-
gliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder
einer ihrer Spezialorga-
nisationen einzuladen;

ii) die Regierungen der
eingeladenen Staaten
zu ersuchen, ihren De-
legierten Vollmacht
zu erteilen, die auf der
Konferenz allenfalls
abgeschlossenen Ab-
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kommen mit dem
Vorbehalt der Ratifi-
kation zu unterzeich-
nen;

f) nach seinem Ermessen die
auf diesem Sachgebiet täti-
gen Spezialorganisationen,
zwischenstaatlichen Regie-
rungsorganisationen und
internationalen Organisa-
tionen einzuladen, Beob-
achter zu dieser Konferenz
zu entsenden;

g) Gebiete, die für ihre aus-
wärtigen Angelegenheiten
nicht voll verantwortlich
sind, die sich aber auf den
zur Zuständigkeit der
Konferenz gehörenden
Sachgebieten selbst verwal-
ten, zur Teilnahme an
der Konferenz ohne
Stimmrecht einzuladen;

h) für die Konferenz einen
geschäftsführenden Sekre-
tär zu ernennen und der
Konferenz das erforder-
liche Sekretariatspersonal
und die notwendigen
Dienste zur Verfügung zu
stellen."

2. Nach den Bestimmungen
des Absatzes lit. e Punkt i der
vorerwähnten Entschließung hat
der Generalsekretär folgende
Staaten zur Teilnahme an der
Konferenz eingeladen:

. Ägypten
Äthiopien
Afghanistan
Albanien
Argentinien
Australien
Belgien
Bolivien
Brasilien
Bulgarien
Bundesrepublik Deutschland
Burma
Ceylon
Chile
China
Costa Rica
Dänemark
Dominikanische Republik
Ecuador
Finnland
Frankreich
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Griechenland
Guatemala
Haiti
Honduras
Indien
Indonesien
Iran
Irak
Irland
Island
Israel
Italien
Japan
Jordanien (Haschemitisches

Königreich)
Jugoslawien
Kambodscha
Kanada
Kolumbien
Kuba
Laos
Libanon
Liberia
Libyen
Luxemburg
Mexiko
Monaco
Nepal
Niederlande
Neuseeland
Nicaragua
Norwegen
Österreich
Pakistan
Panama
Paraguay
Peru
Philippinen
Polen
Portugal
Republik Korea
Rumänien
Salvador
San Marino
Saudi-Arabien
Schweden
Schweiz
Spanien
Südafrikanische Union
Syrien
Thailand
Tschechoslowakei
Türkei
Ukrainische Sozialistische So-

wjetrepublik
Ungarn
Union der Sozialistischen So-

wjetrepubliken
Uruguay
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Vatikanstadt
Venezuela
Vereinigtes Königreich von

Großbritannien und Nord-
irland

Vereinigte Staaten von Ame-
rika

Viet-Nam
Weißrussische Sozialistische

Sowjetrepublik
Yemen

3. Die Konferenz der Ver-
einten Nationen über die Zoll-
formalitäten bei der. vorüber-
gehenden Einfuhr privater Stra-
ßenkraftfahrzeuge und im Rei-
severkehr ist am Sitz der Ver-
einten Nationen in New York
vom 11. Mai bis 4. Juni 1954
abgehalten worden.

4. Die Regierungen der fol-
genden Staaten waren an der
Konferenz durch Bevollmäch-
tigte vertreten:
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Österreich
Panama
Peru
Philippinen
Portugal
San Marino
Schweden
Schweiz
Spanien
Syrien
Uruguay
Vatikanstadt
Vereinigtes Königreich von

Großbritannien und Nord-
irland

Vereinigte Staaten von Ame-
rika

Die Regierungen folgender
Staaten haben zur Konferenz
Beobachter entsandt:

Brasilien
Dänemark
Finnland
Griechenland

i Irak
Thailand
Türkei
Ungarn

Die folgenden Organisationen
waren an der Konferenz ver-
treten:

A. SpezialOrganisationen:

Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur;

B. Andere zwischenstaatliche
Organisationen:

Rat für die Zusammenarbeit
auf dem Gebiete des Zoll-
wesens,

Organisation der Amerikani-
schen Staaten,

Organisation für Europäische
Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit;

C. Nichtstaatliche Organisatio-
nen mit beratender Stellung
beim Wirtschafts- und Sozial-
rat:

Kategorie A:
Internationale Handels-

kammer;
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D. Andere nichtstaatliche Orga-
nisationen:
Karibischer Reiseverkehrsver-

band.

5. Nach den Artikeln 52, 54
und 55 der von der Konferenz
angenommenen Geschäftsord-
nung haben die von den Staaten
entsandten Beobachter und die
Vertreter der vorerwähnten Or-
ganisationen an den Arbeiten
der Konferenz ohne Stimmrecht
teilgenommen.

6. Die Konferenz hat Herrn
Philippe de Seynes (Frankreich)
zum Vorsitzenden, Herrn A. S.
Lall (Indien) zum ersten und
Herrn Orencio Nodarse (Kuba)
zum zweiten stellvertretenden
Vorsitzenden gewählt.

7. Die Konferenz setzte ein
Komitee zur Überprüfung der
Vollmachten ein, das Herrn
H. Scheltema (Niederlande) zu
seinem Vorsitzenden wählte; sie
bildete zwei Arbeitsgruppen, die
Herrn Franz Lüthi (Schweiz)
und Herrn Charles Hopchet
(Belgien) zu ihren Vorsitzenden
wählten.

Ferner wurde ein Rechtskomi-
tee eingesetzt, das Herrn G. de
Sydow (Schweden) zu seinem
Vorsitzenden wählte.

8. Die Arbeitsgruppe I nahm
als Besprechungsgrundlage die
Bestimmungen des von der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa ausgearbeiteten Entwurfes
eines internationalen Zollab-
kommens über den Reisever-
kehr, soweit sie die Zollformali-
täten für die vorübergehende
Einfuhr privater Straßenkraft-



36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131 1075

fahrzeuge betreffen; die Arbeits-
gruppe II nahm als Besprechungs-
grundlage den Entwurf des Ab-
kommens über die den Reisen-
den zu gewährenden Befrei-
ungen und Erleichterungen, der
von der französischen Regierung
teilweise nach dem vorerwähn-
ten Abkommensentwurf der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa ausgearbeitet worden war.

9. Die Beratungen der Kon-
ferenz sind in zusammenfassen-
den Berichten der betreffenden
Arbeitsgruppen und in den Be-
richten über die Vollsitzungen
festgehalten worden.

10. Die Konferenz hat fol-
gende Vereinbarungen angenom-
men und zur Unterzeichnung
aufgelegt:

Ein Abkommen über Zoll-
erleichterungen im Reisever-
kehr;

Ein Zusatzprotokoll zum Ab-
kommen über Zollerleichte-
rungen im Reiseverkehr, betref-
fend die Einfuhr von Werbe-
Schriften und Werbematerial für
den Fremdenverkehr;

Ein Zollabkommen über die
vorübergehende Einfuhr pri-
vater Straßenfahrzeuge.

11. Im Verlaufe ihrer Arbei-
ten hat die Konferenz die nach-
stehenden anderen Beschlüsse,
Empfehlungen und Erklärungen
angenommen:

I. Zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reise-
verkehr, zum Zusatzprotokoll
zum Abkommen über Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr
betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbema-
terial für den Fremdenverkehr
und zum Zollabkommen über
die vorübergehende Einfuhr pri-
vater Straßenfahrzeuge:

a) Die Bestimmungen dieser
Abkommen legen Mindest-
erleichterungen fest, die
geringer sind als die Er-
leichterungen, die viele
Vertragsstaaten schon ge-
währen. Die Vertrags-
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Staaten werden sich be-
mühen, die zurzeit ge-
währten Erleichterungen
zu erweitern;

b) Die Vertragsstaaten be-
halten sich das Recht vor,
dieselben Erleichterungen
auch den in Nichtver-
tragsstaaten wohnhaften
Personen zu gewähren;

c) Es herrscht Einverständnis
darüber, daß die Gewäh-
rung der Abgabenfreiheit
die Erhebung geringer Be-
träge in Form von sta-
tistischen Gebühren nicht
ausschließt.

II. Zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reise-
verkehr:

a) Die Vertragsstaaten wer-
den sich bemühen, alle
Maßnahmen zu treffen,
um die Reisenden mit
allen geeigneten Mitteln
(Merkblätter, Plakate, Be-
kanntmachungen, Laut-
sprecher in den Bahnhöfen
u. dgl.) mit den in ihren
Gebieten geltenden Be-
stimmungen und mit den
ihnen zustehenden Er-
leichterungen bekannt zu
machen;

b) Die Vertragsstaaten wer-
den sich bemühen, für die
unter das Abkommen fal-
lenden Waren und Gegen-
stände keine schriftliche
Warenerklärung zu ver-
langen;

c) i) Zulassung eines Vor-
behaltes Ägyptens zum
Abkommen über Zoll-
erleichterungen im
Reiseverkehr mit fol-
gendem Inhalt:

„Die Ägyptische De-
legation behält sich
das Recht ihrer Re-
gierung vor, von den
im Abkommen über
Zollerleichterungen im
Reiseverkehr vorge-
sehenen Erleichterun-
gen Personen aus-
zuschließen, die wäh-
rend ihres Aufenthai-
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tes in Ägypten als
Reisende eine Beschäf-
tigung gegen oder
ohne Entgelt aufneh-
men."

ii) Zulassung eines Vor-
behaltes Guatemalas zu
den Artikeln 1 und 19
des Abkommens über
Zollerleichterungen im
Reiseverkehr mit fol-
gendem Inhalt:

„Die Regierung von
Guatemala behält sich
das Recht vor:

1. Personen, die zu
geschäftlichen Zwecken
einreisen, nicht als Rei-
sende im Sinne des Ar-
tikel 1 anzusehen;

2. Die Bestimmun-
gen des Artikel 19
nicht auf Gebiete an-
zuwenden, deren Sta-
tus umstritten ist und
die de facto von einem
anderen Staat verwal-
tet werden."

iii) Zulassung eines Vor-
behaltes Haitis zum
Abkommen über Zoll-
erleichterungen im
Reiseverkehr mit fol-
gendem Inhalt:

„Die Delegation von
Haiti behält sich das
Recht ihrer Regierung
vor, von den im Ab-
kommen über Zoll-
erleichterungen im
Reiseverkehr vorge-
sehenen Erleichterun-
gen Personen auszu-
schließen, die während
ihres Aufenthaltes in
Haiti als Reisende eine
Beschäftigung gegen
Entgelt oder irgendeine
andere gewinnbrin-
gende Tätigkeit auf-
nehmen."

iv) Zulassung eines Vor-
behaltes Libanons zum
Abkommen über Zoll-
erleichterungen im
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Reiseverkehr mit fol-
gendem Inhalt:

„Die Delegation Li-
banons behält sich das
Recht vor, von den im
Abkommen über Zoll-
erleichterungen im
Reiseverkehr vorge-
sehenen Erleichterun-
gen Personen auszu-
schließen, die während
ihres Aufenthaltes in
Libanon als Reisende
eine Beschäftigung ge-
gen Entgelt oder ir-
gendeine andere ge-
winnbringende Tätig-
keit aufnehmen."

v) Zulassung eines Vor-
behaltes Schwedens zu
Artikel 3 des Abkom-
mens über Zollerleich-
terungen im Reise-
verkehr mit folgendem
Inhalt:

„Ungeachtet der
Bestimmungen des
Artikel 3 des Ab-
kommens über Zoll-
erleichterungen im
Reiseverkehr können
die skandinavischen
Länder besondere Be-
stimmungen für die in
diesen Ländern wohn-
haften Personen er-
lassen."

III. Zum Zusatzprotokoll zum
Abkommen über Zollerleich-
terungen im Reiseverkehr be-
treffend die Einfuhr von Wer-
beschriften und Werbematerial
für den Fremdenverkehr:

a) Die Konferenz stellte fest,
daß bereits zwei Verein-
barungen über ähnliche
Gegenstände abgeschlossen
worden sind, und zwar:
Die Vereinbarung über die
Einfuhr von Gegenstän-
den erzieherischen, wissen-
schaftlichen und kulturel-
len Charakters, die im
Rahmen der Organisation
der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur ange-
nommen wurde und am
21. Mai 1952 in Kraft
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getreten ist, sowie das In-
ternationale Abkommen
zur Erleichterung der Ein-
fuhr von Warenmustern
und von Werbematerial,
das im Rahmen der Ver-
einten Nationen abge-
schlossen und in Genf am
7. November 1952 unter-
zeichnet worden ist.

b) Zulassung eines Vorbehal-
tes des Vereinigten König-
reiches von Großbritan-
nien und Nordirland zu
Artikel 2 des Zusatzpro-
tokolls zum Abkommen
über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr be-
treffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Wer-
bematerial für den Frem-
denverkehr mit folgen-
dem Inhalt:

„Das Vereinigte König-
reich ist durch Artikel 2
des Zusatzprotokolls nicht
gebunden, soweit er sich
auf nichtgerahmte Photo-
graphien und nichtge-
rahmte photographische
Vergrößerungen bezieht;
es verpflichtet sich jedoch,
diese Gegenstände nach
Artikel 3 des Protokolls
ohne Erhebung von Ab-
gaben zum Eingangsvor-
merkverkehr zuzulassen."

IV. Zum Zollabkommen über
die vorübergehende Einfuhr
privater Straßenfahrzeuge:

a) Die Zollbehörden der Ver-
tragsstaaten werden sich
bemühen, für die Bestäti-
gungen auf den Eingangs-
vormerkscheinen allge-
mein Datumstempel zu
verwenden, die das Datum
des Eingangs oder Aus-
gangs und die Bezeichnung
des Zollamtes, das den
Eingang oder Ausgang
festgestellt hat; angeben.

b) Die Vertragsstaaten wer-
den sich bemühen, keine
Ausgangsvormerkscheine
zu verlangen, wenn für
die Fahrzeuge Eingangs-
vormerkscheine vorliegen,
die für andere Länder gel-
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ten und welche die Fest-
stellung ihrer Nämlichkeit
bei der Rückkehr ermög-
lichen.

c) Die Vertragsstaaten aner-
kennen, daß es für die
zufriedenstellende Anwen-
dung dieses Abkommens
erforderlich ist, den zuge-
lassenen Verbänden Er-
leichterungen zu gewäh-
ren:

i) für den. Transfer der
erforderlichen Devisen
zur Entrichtung der
Eingangsabgaben, die
von den Zollbehörden
eines Vertragsstaates
wegen Nichterledigung
der in diesem Abkom-
men vorgesehenen Ein-
gangsvormerkscheine
gefordert werden;

ii) für den Transfer von
Devisen, wenn Ein-
gangsabgaben nach Ar-
tikel 27 dieses Abkom-
mens zurückzuzahlen
sind;

iii) für den Transfer von
Devisen zur Bezahlung
von Vordrucken der

Eingangsvormerk-
scheine oder der inter-
nationalen Zulassungs-
papiere, die den zuge-
lassenen Verbänden
von den mit ihnen in
Verbindung stehenden
Verbänden oder Ver-
einigungen zugesandt
werden.

d) i) Zulassung eines Vor-
behaltes Ceylons zu
Artikel 2 des Zollab-
kommens über die
vorübergehende Ein-
fuhr privater Straßen-
fahrzeuge mit folgen-
dem Inhalt:

„Ungeachtet der Be-
stimmungen des Ar-
tikel 2 dieses Abkom-
mens behält sich die
Regierung Ceylons das
Recht vor, von den
Begünstigungen dieses
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Artikels Personen aus-
zuschließen, die ihren
gewöhnlichen Wohn-
sitz außerhalb Ceylons
haben und die anläß-
lich eines vorüberge-
henden Aufenthaltes
in Ceylon eine Beschäf-
tigung gegen Entgelt
oder irgendeine andere
gewinnbringende Tä-
tigkeit aufnehmen."

ii) Zulassung eines Vor-
behaltes Guatemalas
zu den Artikeln 1, 4
und 38 des Zollabkom-
mens über die vorüber-
gehende Einfuhr pri-
vater Straßenfahrzeuge
mit folgendem Inhalt:

„Die Regierung Gua-
temalas behält sich fol-
gende Rechte vor:

1. vorzusehen, daß
die Bestimmungen die-
ses Abkommens nur
für natürliche Perso-
nen gelten und nicht
auch für juristische
Personen und Körper-
schaften, wie es in Ka-
pitel I Artikel 1 vor-
gesehen ist;

2. vorzusehen, in
ihrem Gebiet Artikel 4
nicht anzuwenden;

3. die Bestimmungen
des Artikel 38 nicht
für Gebiete anzuwen-
den, deren Status um-
stritten ist und die de
facto von einem ande-
ren Staat verwaltet
werden.

iii) Zulassung eines Vorbe-
haltes Indiens zu eini-
gen Bestimmungen des
Zollabkommens über
die vorübergehende
Einfuhr privater Stra-
ßenfahrzeuge mit fol-
dendem Inhalt:

Zu Artikel 1 lit. e:

„Die Regierung In-
diens behält sich das
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Redit vor, juristische
Personen von den Be-
günstigungen dieses Ab-
kommens auszuschlie-
ßen."

Zu Artikel 2:

„Ungeachtet der Be-
stimmungen des Arti-
kel 2 dieses Abkom-
mens behält sich die
Regierung Indiens das
Redit vor, von den
Begünstigungen dieses
Artikels Personen aus-
zuschließen, die ihren
gewöhnlichen Wohn-
sitz außerhalb Indiens
haben und anläßlich
eines vorübergehenden
Aufenthaltes in Indien
eine Beschäftigung ge-
gen Entgelt oder
irgendeine andere ge-
winnbringende Tätig-
keit aufnehmen."

iv) Zulassung eines Vor-
behaltes Mexikos zu
Artikel 4 und anderen
Artikeln des Zollab-
kommens über die vor-
übergehende Einfuhr
privater Straßenfahr-
zeuge mit folgendem
Inhalt:

„Wie die Delegation
Mexikos bereits bei der
Besprechung dieser
Frage in der Arbeits-
gruppe I gehörig vor-
gebracht hat, behält
sie sich ihre Stellung-
nahme zu Artikel 4
vor, der die Eingangs-
vormerkbehandlung
von Ersatzteilen zur
Instandsetzung von
Kraftfahrzeugen zu-
läßt. Die Delegation
kann diesem Artikel
nicht zustimmen, weil
das dort vorgesehene
Verfahren den gesetz-
lichen Vorschriften
ihres Landes wider-
spricht und weil es
im allgemeinen nicht
möglich ist, solche Er-
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satzteile so genau zu
beschreiben, daß ihre
Nämlichkeit beim Aus-
gang festgestellt wer-
den kann. Die Dele-
gation Mexikos ist der
Ansicht, daß das vor-
gesehene Verfahren die
fiskalischen Interessen
ihres Landes schä-
digen könnte, weil es
auf diese Weise mög-
lich wäre, neue Ersatz-
teile ohne Entrichtung
des Zolles einzuführen
und dafür alte Ersatz-
teile auszuführen, die
von einem anderen
Fahrzeug als dem des
Reisenden stammen.
Es wurde daher als an-
gebracht erachtet, in
solchen Fällen die Ent-
richtung des auf den
Ersatzteilen lastenden
Zolles zu verlangen.

Derselbe Vorbehalt
wird zu den anderen
Artikeln dieses Ab-
kommens gemacht, die
sich auf Ersatzteile zur
Instandsetzung von
Fahrzeugen beziehen."

e) Zulassung einer Empfeh-
lung mit folgendem Inhalt:

„Die Konferenz emp-
fiehlt sämtlichen Vertrags-
staaten, die im internatio-
nalen Verkehr den Ein-
gang und die Verwendung
gewerblicher Straßenfahr-
zeuge zur Beförderung
von Reisenden zulassen,
für diese Fahrzeuge Zoll-
papiere zu verwenden, die
den Vordrucken der An-
lagen zum Abkommen
über die vorübergehende
Einfuhr privater Straßen-
fahrzeuge entsprechen."

12. Die Konferenz nahm
Kenntnis von den Bestimmun-
gen des Artikel V des Abkom-
mens über die vorläufige An-
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wendung der Entwürfe von
Internationalen Zollkonventio-
nen für den Reiseverkehr, die
Straßenfahrzeuge von Beförde-
rungsunternehmungen und den
internationalen Warentransport
auf der Straße, das am 16. Juni
1949 in Genf abgeschlossen
worden ist. Dieser Artikel lau-
tet wie folgt:

„Im Falle des Abschlusses von
weltweiten Konventionen, die
in Absatz 2 der Präambel vor-
gesehen sind, wird vom Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser
Konventionen der Beitritt einer
Regierung, die Partner des vor-
liegenden Abkommens ist, zu
diesen Konventionen ipso facto
als Kündigung des gegenwärti-
gen Abkommens hinsichtlich
jener Konventionsentwürfe an-
gesehen, auf die sich der Beitritt
bezieht."

13. Die Urschrift dieser
Schlußakte wird beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt. Der Generalsekretär
wird beglaubigte Abschriften
davon jedem Staat übermitteln,
der zur Teilnahme an der Kon-
ferenz eingeladen worden ist.

Zu Urkund dessen haben die
unterzeichneten Vertreter und
Beobachter diese Schlußakte am
Sitze der Vereinten Nationen
in New York am vierten Juni
neunzehnhundertvierundfünfzig
unterzeichnet, und zwar in einer
einzigen Ausfertigung in eng-
lischer, französischer und spa-
nischer Sprache, wobei jeder
Text in gleicher Weise authen-
tisch ist.

Der Generalsekretär wird er-
sucht, eine beglaubigte Über-
setzung dieser Schlußakte in chi-
nesischer und russischer Sprache
anzufertigen und die chinesi-
schen und russischen Texte den
englischen, französischen und
spanischen Texten beizufügen,
wenn er die beglaubigten Ab-
schriften den Staaten nach Ab-
satz 13 übermittelt.



36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131 1085



1086 36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131



36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131 1087

(Übersetzung)

ABKOMMEN ÜBER ZOLL-
ERLEICHTERUNGEN
IM REISEVERKEHR

DIE VERTRAGSSTAATEN,

vom Wunsche geleitet, die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs zu erleichtern,

haben beschlossen, ein Ab-
kommen abzuschließen, und
sind über folgende Bestim-
mungen übereingekommen:

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet der Begriff:

a) „Eingangsabgaben" nicht
nur die Zölle, sondern
auch alle anderen bei der
Einfuhr zu erhebenden
Abgaben;

b) „Reisender" jede Person
ohne Unterschied der
Rasse, des Geschlechtes,
der Sprache oder der Re-
ligion, die das Gebiet eines
Vertragsstaates, in dem
diese Person nicht ihren
gewöhnlichen Wohnsitz
hat, aufsucht und sich
dort während eines Zeit-
raumes von zwölf aufein-
anderfolgenden Monaten
nicht weniger als vierund-
zwanzig Stunden und
nicht länger als sechs Mo-
nate aufhält; dies gilt
nur, wenn die Reise einem
rechtmäßigen Zwecke
dient, wie Touristik, Er-
holung, Sport, Gesund-
heit,. Familie, Studium, re-
ligiöse Wallfahrten oder
Geschäfte, nicht aber Ein-
wanderung;

c) „Eingangsvormerkschein"
das Zollpapier, aus dem
ersichtlich ist, daß die bei
unterlassener Wiederaus-
fuhr der vorübergehend
eingeführten Gegenstände
zu entrichtenden Ein-
gangsabgaben durch Bürg-
schaft oder Barerlag sicher-
gestellt sind.
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Artikel 2

1. Vorbehaltlich der anderen
Bedingungen dieses Abkommens
wird jeder Vertragsstaat das von
den Reisenden eingeführte per-
sönliche Reisegut vorübergehend
frei von Eingangsabgaben zu-
lassen; Voraussetzung dafür ist,
daß das Reisegut zum persön-
lichen Gebrauch des Reisenden
bestimmt ist, daß er es persön-
lich oder in dem ihn begleiten-
den Gepäck mitführt, daß kein
Verdacht eines Mißbrauches be-
steht und daß dieses Reisegut
vom Reisenden beim Verlassen
des Landes wiederausgeführt
wird.

2. Der Begriff „persönliches
Reisegut" umfaßt alle Beklei-
dungsstücke und andere Gegen-
stände, neu oder gebraucht, die
ein Reisender unter Berücksich-
tigung aller Umstände seiner
Reise und in angemessenem
Umfang persönlich benötigt; alle
zu Handelszwecken eingeführten
Waren sind jedoch ausge-
schlossen.

3. Das persönliche Reisegut
umfaßt unter anderem folgende
Gegenstände, vorausgesetzt, daß
sie als in Gebrauch stehend an-
gesehen werden können:

Persönlicher Schmuck;
ein Photoapparat mit zwölf

Platten oder fünf Rollfil-
men;

eine Kleinfilmkamera mit zwei
Filmrollen;

ein Fernglas;
ein tragbares Musikinstru-

ment;
ein tragbares Grammophon

mit zehn Platten;
ein tragbares Tonaufnahme-

gerät;

ein tragbarer Radioapparat;

eine tragbare Schreibmaschine;

ein Kinderwagen;
ein Zelt und andere Camping-

ausrüstung;
Sportausrüstung (eine Fische-

reiausrüstung, eine Sport-
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feuerwaffe mit fünfzig Pa-
tronen, ein Fahrrad ohne
Motor, ein Kanu oder Ka-
jak unter 5 1/2 Meter Länge,
ein Paar Skier, zwei Tennis-
schläger und andere ähnliche
Gegenstände).

Artikel 3

Vorbehaltlich der anderen.
Bedingungen dieses Abkommens
wird jeder Vertragsstaat die
nachstehenden Erzeugnisse frei
von Eingangsabgaben zulassen,
wenn der Reisende sie zu
seinem persönlichen Verbrauch
einführt und sie persönlich
oder in seinem Handgepäck
mitführt und kein Verdacht
eines Mißbrauches besteht:

a) 200 Zigaretten oder
50 Stück Zigarren oder
250 Gramm Tabak oder
eine Auswahl dieser
Erzeugnisse bis zu
250 Gramm;

b) eine Flasche Wein von
normaler Größe und ein
Viertel Liter Spirituosen;

c) ein Viertel Liter Toilette-
wasser und eine geringe
Menge Parfum.

Artikel 4

Vorbehaltlich der anderen
Bedingungen dieses Abkommens
und unter der Voraussetzung,
daß kein Verdacht des Miß-
brauches besteht, wird jeder
Vertragsstaat dem Reisenden
gestatten,

a) Reiseandenken bis zum
Gesamtwert von 50 USA-
Dollars bei der Durchfuhr
ohne Vormerkschein mit
sich zu führen, wenn der
Reisende diese Reiseanden-
ken persönlich oder in dem
ihn begleitenden Gepäck
mitführt und wenn sie
nicht zu Handelszwecken
bestimmt sind;
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b) Reiseandenken bis zum
Gesamtwert von 100 USA-
Dollars ohne Anwendung
der Formalitäten der De-
visenkontrolle und frei
von Ausgangsabgaben aus-
zuführen, wenn der Rei-
sende diese Reiseandenken
im Land erworben hat,
sie persönlich oder in dem
ihn begleitenden Gepäck
mitführt und wenn sie
nicht zu Handelszwecken
bestimmt sind.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat kann ver-
langen, daß für Gegenstände
des Artikel 2, die einen hohen
Wert haben, ein Eingangsvor-
merkschein ausgestellt wird.

Artikel 6

Die Vertragsstaaten werden
sich bemühen, keine Zollforma-
litäten einzuführen, welche die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs behindern könn-
ten.

Artikel 7

Um das Zollverfahren zu
beschleunigen, werden sich be-
nachbarte Vertragsstaaten be-
mühen, ihre Zollämter zusam-
menzulegen und die Amtsstun-
den dieser Zollämter einander
anzugleichen.

Artikel 8

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens beeinträchtigen in
keiner Weise die Anwendung
der polizeilichen oder anderen
Vorschriften über die Einfuhr,
den Besitz und das Tragen von
Waffen und Munition.

Artikel 9

Jeder Vertragsstaat anerkennt,
daß die von ihm erlassenen
Ein- oder Ausfuhrverbote auf
Waren, auf die sich dieses Ab-
kommen bezieht, nur angewen-
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det werden dürfen, wenn diese
Verbote nicht aus wirtschaft-
lichen Gründen erlassen worden
sind, sondern beispielsweise aus
Gründen der öffentlichen Sitt-
lichkeit, der öffentlichen Sicher-
heit, der öffentlichen Gesund-
heit, der Hygiene, der Vete-
rinärpolizei oder des Pflanzen-
schutzes.

Artikel 10

Die Befreiungen und Erleich-
terungen dieses Abkommens
gelten nicht für den kleinen
Grenzverkehr.

Ferner sind diese Befreiungen
und Erleichterungen nicht ohne
weiteres zu gewähren:

a) wenn die Gesamtmenge
einer von einem Reisen-
den eingeführten Ware
die in diesem Abkommen
festgelegte Grenze wesent-
lich überschreitet;

b) für Reisende, die mehr als
einmal im Monat in das
Einfuhrland einreisen;

c) für Reisende unter 17 Jah-
ren.

Artikel 11

Im Falle des Schmuggels,
einer Zuwiderhandlung oder
eines Mißbrauches haben die Ver-
tragsstaaten das Recht, gegen die
betreffende Person die erforder-
lichen Maßnahmen zur Ein-
bringung allenfalls zu entrich-
tender Eingangsabgaben und
auch zur Verhängung von Stra-
fen zu ergreifen, die Personen
verwirkt haben, denen Befrei-
ungen oder andere Erleichte-
rungen gewährt worden sind.

Artikel 12

Jede Verletzung der Bestim-
mungen dieses Abkommens, jede
Unterschiebung, falsche Erklä-
rung oder Handlung, die be-
wirkt, daß eine Person oder ein
Gegenstand einen ungerecht-



1092 36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131

fertigten Vorteil aus der Ein-
fuhrregelung dieses Abkommens
erlangt, macht den Schuldigen
nach den Gesetzen des Landes,
in dem die Zuwiderhandlung
begangen worden ist, strafbar.

Artikel 13

Keine in diesem Abkommen
festgelegte Bestimmung hindert
Vertragsstaaten, die eine Zoll-
oder Wirtschaftsunion bilden,
besondere Bestimmungen für die
Personen zu erlassen, die in den
zu dieser Union gehörenden
Staaten wohnen.

Artikel 14

1. Dieses Abkommen steht bis
zum 31. Dezember 1954 zur
Unterzeichnung durch jeden
Staat offen, der Mitglied der
Vereinten Nationen ist, und
jeden anderen Staat, der zur
Teilnahme an der Konferenz
der Vereinten Nationen über die
Zollformalitäten bei der vor-
übergehenden Einfuhr privater
Straßenfahrzeuge und im Reise-
verkehr eingeladen worden ist,
die im Mai und Juni 1954 in
New York stattgefunden hat
und im folgenden „die Konfe-
renz" genannt wird.

2. Dieses Abkommen bedarf
der Ratifikation; die Ratifi-
kationsurkunden sind beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu hinterlegen.

Artikel 15

1. Vom 1. Jänner 1955 an
kann jeder der in Artikel 14
Absatz 1 erwähnten Staaten
und jeder andere Staat, der vom
Wirtschafts- und Sozialrat der
Vereinten Nationen dazu einge-
laden worden ist, diesem Ab-
kommen beitreten. Der Beitritt
ist auch im Namen jedes Treu-
handgebietes, dessen Verwal-
tungsbehörde die Vereinten
Nationen sind, möglich.

2. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
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Urkunde beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen.

Artikel 16

1. Dieses Abkommen tritt am
neunzigsten Tage nach Hinter-
legung der fünfzehnten Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft, sofern die Urkunden
keinen oder einen nach Ar-
tikel 20 angenommenen Vorbe-
halt enthalten.

2. Für jeden Staat, der nach
dem Tage der gemäß dem vor-
stehenden Absatz erfolgten
Hinterlegung der fünfzehnten
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde das Abkommen rati-
fiziert oder diesem beitritt, tritt
dieses Abkommen am neunzig-
sten Tage nach Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft, sofern
die Urkunden keinen oder einen
nach Artikel 20 angenommenen
Vorbehalt enthalten.

Artikel 17

1. Wenn dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft gestanden
ist, kann es jeder Vertragsstaat
durch schriftliche Mitteilung an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen kündigen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang des
Kündigungsschreibens beim Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen wirksam.

Artikel 18

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Anzahl der Vertrags-
staaten während zwölf aufein-
anderfolgender Monate weniger
als acht beträgt.

Artikel 19

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
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Urkunde oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt durch eine
Mitteilung an den Generalse-
kretär der Vereinten Nationen
erklären, daß dieses Abkom-
men auch auf einzelne oder
auf alle Gebiete Anwendung
findet, die er auf internatio-
naler Ebene vertritt. Das
Abkommen wird auf die in
dieser Mitteilung genannten Ge-
biete ausgedehnt, entweder vom
neunzigsten Tage nach Eingang
dieser Mitteilung beim General-
sekretär an, wenn die Mittei-
lung keinen Vorbehalt enthält,
oder vom neunzigsten Tage an,
an dem die Mitteilung nach
Artikel 20 wirksam geworden
ist, oder vom Tage an, an dem
das Abkommen für den betref-
fenden Staat in Kraft tritt; dabei
ist der späteste dieser Zeit-
punkte maßgebend.

2. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach dem vorstehenden Absatz
auf ein Gebiet ausgedehnt hat,
das er auf internationaler Ebene
vertritt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein
nach den Bestimmungen des Ar-
tikel 17 kündigen.

Artikel 20

1. Vor der Unterzeichnung
der Schlußakte gemachte Vor-
behalte zu diesem Abkommen
sind zulässig, wenn sie von der
Mehrheit der Konferenzmit-
glieder angenommen und in der
Schlußakte festgehalten worden
sind.

2. Nach Unterzeichnung der
Schlußakte gemachte Vorbehalte
sind nicht mehr zulässig, wenn
ein Drittel der Signatarstaaten
oder der Vertragsstaaten unter
den nachstehenden Bedingungen
Einwendungen dagegen erhebt.

3. Der Text jedes Vorbehaltes,
der dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen von einem
Staat im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung, der Hinterlegung
einer Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde oder einer Mit-
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teilung nach Artikel 19 vorge-
legt worden ist, wird vom Ge-
neralsekretär allen Staaten über-
mittelt, die zu diesem Zeitpunkt
das Abkommen unterzeichnet
oder ratifiziert haben oder ihm
beigetreten sind. Wenn ein
Drittel dieser Staaten innerhalb
von neunzig Tagen vom Zeit-
punkt . der Übermittlung an
Einwendungen erhebt, so wird
der Vorbehalt nicht angenom-
men. Der Generalsekretär wird
allen in diesem Absatz erwähn-
ten Staaten sowohl jede ihm
zugegangene Einwendung als
auch die Annahme oder die
Zurückweisung des Vorbehaltes
mitteilen.

4. Jede Einwendung eines
Staates, der das Abkommen
unterzeichnet, aber noch nicht
ratifiziert hat, wird unwirksam,
wenn der einwendende Staat
das Abkommen innerhalb von
neun Monaten vom Tage der
Erhebung der Einwendung an
nicht ratifiziert. Wenn eine
Einwendung unwirksam wird
und somit der Vorbehalt nach
dem vorstehenden Absatz als
angenommen gilt, so wird der
Generalsekretär die in diesem
Absatz erwähnten Staaten davon
unterrichten. Ungeachtet der
Bestimmungen des vorstehenden
Absatzes wird jedoch der Text
eines Vorbehaltes einem Sig-
natarstaat nicht mitgeteilt, wenn
dieser Staat das Abkommen
innerhalb von drei Jahren nach
dem Tage der durch ihn vorge-
nommenen Unterzeichnung
nicht ratifiziert hat.

5. Der Staat, der einen Vor-
behalt gemacht hat, kann ihn
innerhalb von zwölf Monaten
von dem Tage an zurückziehen,
an dem der Generalsekretär nach
Absatz 3 mitgeteilt hat, daß
der Vorbehalt nach dem im
genannten Absatz vorgesehe-
nen Verfahren zurückgewie-
sen worden ist; in diesem
Falle wird die Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde oder die
Mitteilung nach Artikel 19
gegenüber einem solchen Staat
vom Tage der Zurückziehung an
wirksam. Bis zur Zurückziehung
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bleibt die Urkunde oder die
Mitteilung wirkungslos, wenn
der Vorbehalt nicht nach den
Bestimmungen des Absatzes 4
nachträglich angenommen wird.

6. Vorbehalte, die nach diesem
Artikel angenommen worden
sind, können jederzeit durch
eine Mitteilung an den General-
sekretär zurückgezogen werden.

7. Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, einem Staat, der einen
Vorbehalt gemacht hat, die Be-
günstigungen dieses Abkommens
zu gewähren, auf die sich der
Vorbehalt bezieht. Jeder Staat,
der dieses Recht für sich in
Anspruch nimmt, wird dem
Generalsekretär entsprechend
Mitteilung machen. Der . Gene-
ralsekretär wird diese Entschei-
dung allen Signatar- und Ver-
tragsstaaten mitteilen.

Artikel 21

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder meh-
reren Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens soll soweit
möglich durch Verhandlungen
zwischen diesen Staaten beige-
legt werden.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,

, wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn einer der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
staaten es verlangt, und wird
einem oder mehreren Schieds-
richtern, die durch Überein-
kommen zwischen den am
Streitfall beteiligten Staaten zu
wählen sind, zur Entscheidung
übertragen. Wenn innerhalb
von drei Monaten vom Tage des
Ersuchens um schiedsgerichtliche
Entscheidung an die am Streit-
fall beteiligten Staaten über die
Wahl eines oder mehrerer
Schiedsrichter nicht einig
werden, kann jeder dieser
Staaten den Präsidenten des
Internationalen Gerichtshofes
ersuchen, einen einzigen Schieds-
richter zu ernennen, dem der
Streitfall zur Entscheidung über-
tragen wird.
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3. Die Entscheidung des oder
der nach dem vorstehenden Ab-
satz ernannten Schiedsrichter ist
für die beteiligten Vertrags-
staaten bindend.

Artikel 22

1. Wenn dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft gestanden
ist, kann jeder Vertragsstaat
durch schriftliche Mitteilung an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen um Einberu-
fung einer Konferenz zur Re-
vision dieses Abkommens er-
suchen. Der Generalsekretär
wird dieses Ersuchen allen Ver-
tragsstaaten mitteilen und eine
Revisionskonferenz einberufen,
wenn ihm innerhalb von vier
Monaten vom Tage seiner Mit-
teilung an wenigstens die Hälfte
der Vertragsstaaten ihre Zu-
stimmung zu diesem Ersuchen
bekanntgibt.

2. Wird eine Konferenz nach
dem vorstehenden Absatz ein-
berufen, so wird der General-
sekretär dies allen Vertrags-
staaten mitteilen und sie ein-
laden, innerhalb von drei
Monaten Vorschläge zu über-
mitteln, die nach ihrem Wunsch
von der Konferenz behandelt
werden sollen. Der General-
sekretär wird allen Vertrags-
staaten eine vorläufige Tages-
ordnung für die Konferenz
sowie die Texte der Vorschläge
spätestens drei Monate vor
Beginn der Konferenz über-
mitteln.

3. Der Generalsekretär wird
zu jeder nach diesem Artikel
einberufenen Konferenz alle
Vertragsstaaten und alle anderen
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen oder einer ihrer
SpezialOrganisationen einladen.

Artikel 23

1. Jeder Vertragsstaat kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens vorschlagen.
Der Text jedes Änderungsvor-
schlages ist dem Generalsekretär
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der Vereinten Nationen zu
übermitteln, der ihn an alle
Vertragsstaaten weiterleiten
wird.

2. Jeder nach dem vorstehen-
den Absatz übermittelte Än-
derungsvorschlag gilt als ange-
nommen, wenn kein Vertrags-
staat innerhalb von sechs Mo-
naten nach Übermittlung des
Änderungsvorschlages durch den
Generalsekretär Einwendungen
erhebt.

3. Der Generalsekretär wird
so bald als möglich allen Ver-
tragsstaaten mitteilen, ob gegen
den Änderungsvorschlag eine
Einwendung erhoben worden
ist. Wird keine Einwendung
erhoben, so tritt die Änderung
drei Monate nach Ablauf der
im vorstehenden Absatz festge-
legten sechsmonatigen Frist für
alle Vertragsstaaten in Kraft.

Artikel 24

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird allen
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten Mitteilung
machen über:

a) Die Unterzeichnungen,
Ratifikationen und. Bei-
tritte, die er nach Ar-
tikel 14 und 15 erhalten
hat;

b) das Datum, an dem dieses
Abkommen nach Ar-
tikel 16 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen, die er
nach Artikel 17 erhalten
hat;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 18;

e) die Mitteilungen, die er
nach Artikel 19 erhalten
hat;

f) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 23.
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Artikel 25

Die Urschrift dieses Abkom-
mens wird beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt. Der Generalsekretär wird
beglaubigte Abschriften davon
allen Mitgliedern der Vereinten
Nationen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten übermit-
teln.

Zu Urkund dessen haben die
Unterzeichneten, die dazu ge-
hörig bevollmächtigt sind, dieses
Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu New York, am
vierten Juni neunzehnhundert-
vierundfünfzig in einer einzigen
Ausfertigung in englischer, fran-
zösischer und spanischer Sprache,
wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist.

Der Generalsekretär wird er-
sucht, eine beglaubigte Über-
setzung dieses Abkommens in
chinesischer und russischer
Sprache anzufertigen und die
chinesischen und russischen Texte
den englischen, französischen
und spanischen Texten beizu-
fügen, wenn er die beglaubigten
Abschriften den Staaten nach
Artikel 25 dieses Abkommens
übermittelt.
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(Übersetzung)

ZUSATZPROTOKOLL
ZUM ABKOMMEN ÜBER

ZOLLERLEICHTE-
RUNGEN IM REISEVER-
KEHR, BETREFFEND DIE
EINFUHR VON WERBE-

SCHRIFTEN UND
WERBEMATERIAL FÜR

DEN FREMDENVERKEHR

DIE VERTRAGSSTAATEN
sind

anläßlich des Abschlusses eines
Abkommens über die Zoll-
erleichterungen im Reiseverkehr
durch die Konferenz der Ver-
einten Nationen über die Zoll-
formalitäten bei der vorüber-
gehenden Einfuhr privater
Straßenfahrzeuge und im Reise-
verkehr,

vom Wunsche geleitet, auch
den Verkehr mit Werbeschriften
und Werbematerial für den
Fremdenverkehr zu erleichtern,

über folgende zusätzliche Be-
stimmungen übereingekommen:

Artikel 1

Im Sinne dieses Protokolls
bedeutet der Begriff „Eingangs-
abgaben" nicht nur die Zölle,
sondern auch alle anderen bei
der Einfuhr zu erhebenden Ab-
gaben.

Artikel 2

Jeder Vertragsstaat wird nach-
stehende Gegenstände frei von
Eingangsabgaben zulassen, wenn
sie aus einem anderen Vertrags-
staat eingeführt werden und
kein Verdacht eines Mißbrauches
besteht:

a) Papiere (Faltprospekte,
Broschüren, Bücher, Maga-
zine, Reiseführer, Plakate
mit oder ohne Rahmen,
nicht eingerahmte Photo-
graphien und photogra-
phische Vergrößerungen,
Landkarten mit oder ohne
Abbildungen, bedruckte
Schaufenstertransparente),
die zur unentgeltlichen
Verteilung bestimmt sind
und deren Hauptzweck es
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ist, die Öffentlichkeit an-
zuregen, fremde Länder
zu besuchen, insbesondere
um dort an kulturellen,
touristischen, sportlichen,
religiösen oder beruflichen
Treffen oder Veranstal-
tungen teilzunehmen;
Voraussetzung dafür ist,
daß diese Papiere nicht
mehr als 25 v. H. Ge-
schäftsreklame enthalten
und daß ihr allgemeiner
Werbezweck offensichtlich
ist;

b) Listen und Jahrbücher aus-
ländischer Hotels, die von
den offiziellen Fremden-

verkehrsorganisationen
oder auf ihre Veranlassung
veröffentlicht werden, so-
wie Fahrpläne im Ausland
betriebener Verkehrs-
unternehmen, wenn diese
Papiere zur unentgelt-
lichen Verteilung be-
stimmt sind und nicht
mehr als 25 v. H. Ge-
schäftsreklame enthalten;

c) Technisches Material, das
den von den nationalen
offiziellen Fremdenver-
kehrsorganisationen aner-
kannten Vertretern oder
bezeichneten Korrespon-
denten übersandt wird
und das nicht zur Vertei-
lung bestimmt ist, wie
Jahrbücher, Telephonver-
zeichnisse, Hotellisten,
Messekataloge, handwerk-
liche Muster von gering-
fügigem Wert, Prospekte
über Museen, Universi-
täten, Bäder und ähnliche
Einrichtungen.

Artikel 3

Vorbehaltlich der Bedingun-
gen des Artikel 4 werden nach-
stehende Gegenstände frei von
Eingangsabgaben und ohne
Sicherstellung für die Ein-
gangsabgaben zum Vormerk-
verkehr zugelassen, wenn sie
aus einem Vertragsstaat haupt-
sächlich zum Zwecke eingeführt
werden, die Öffentlichkeit anzu-
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regen, diesen Staat zu besuchen,
insbesondere um dort an kultu-
rellen, touristischen, sportlichen,
religiösen oder beruflichen Tref-
fen oder Veranstaltungen teilzu-
nehmen:

a) Gegenstände, die zur Aus-
stellung in den Geschäfts-
stellen der von den einhei-
mischen offiziellen Frem-
denverkehrsorganisationen
anerkannten Vertreter oder
bezeichneten Korrespon-
denten oder an anderen
von den Zollbehörden des
Einfuhrlandes zugelassenen
Stellen bestimmt sind:
Bilder und Zeichnungen,
eingerahmte Photogra-
phien und photographische
Vergrößerungen, Kunst-
bücher, Malereien, Kunst-
stiche und Lithographien,
Bildhauer- und Tapisserie-
arbeiten und andere ähn-
liche künstlerische Erzeug-
nisse;

b) Gegenstände für Schau-
fenster (Schaukästen, Ge-
stelle u. dgl.) einschließlich
der zu ihrem Betrieb er-
forderlichen elektrischen
und technischen Aus-
rüstung;

c) Dokumentarfilme, Schall-
platten, bespielte Ton-
bänder und andere Ton-
aufnahmen, die zu un-
entgeltlichen Vorführun-
gen bestimmt sind, mit
Ausnahme solcher, die als
Geschäftsreklame ver-
wendet werden können,
und solcher, die allgemein
im Einfuhrland verkauft
werden;

d) eine angemessene Anzahl
von Flaggen;

e) Dioramen, Modelle, Dia-
positive, Klischees und
photographische Negative;

f) Muster von Gegenständen
des einheimischen Hand-
werks, Volkstrachten und
ähnlichen Gegenständen
der Volkskunst in ange-
messener Anzahl.
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Artikel 4
1. Die in Artikel 3 vorge-

sehenen Erleichterungen werden
unter folgenden Bedingungen
gewährt:

a) Die Gegenstände müssen
entweder von einer offi-
ziellen Fremdenverkehrs-
organisation oder von
einer ihr angeschlossenen
einheimischen Organisation
für Fremdenverkehrswer-
bung . versandt werden.
Dies ist den Zollbehörden
des Einfuhrlandes durch
Vorlage einer Bescheini-
gung nachzuweisen, die
von der versendenden
Organisation nach dem
Vordruck in der Anlage
zu diesem Protokoll aus-
gestellt worden ist.

b) Die Gegenstände müssen
für die von den einheimi-
schen offiziellen Fremden-
verkehrsorganisationen an-
erkannten Vertreter oder
die von diesen bezeich-
neten und von der Zoll-
behörde des Einfuhrlandes
zugelassenen Korrespon-
denten bestimmt sein und
unter ihrer Haftung ein-
geführt werden. Die Haf-
tung des anerkannten Ver-
treters oder des zugelas-
senen Korrespondenten
umfaßt insbesondere die
Verpflichtung, die Ein-
gangsabgaben zu entrich-
ten, wenn die Bedingun-
gen dieses Protokolls nicht
erfüllt werden;

c) Die Gegenstände müssen
unverändert von der ein-
führenden Organisation
wiederausgeführt werden.
Die Vernichtung der vor-
gemerkten Gegenstände
unter den von den Zoll-
behörden festgelegten
Bedingungen befreit den
Vormerknehmer von der
Verpflichtung zur Wieder-
ausfuhr.

2. Die Vormerkbehandlung
wird für mindestens zwölf Mo-
nate gewährt.
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Artikel 5

Im Falle des Schmuggels, einer
Zuwiderhandlung oder eines
Mißbrauches haben die Ver-
tragsstaaten das Recht, gegen
die betreffende Person die er-
forderlichen Maßnahmen zur
Einbringung allenfalls zu ent-
richtender Eingangsabgaben und
auch zur Verhängung von
Strafen zu ergreifen, die Per-
sonen verwirkt haben, denen
Befreiungen oder andere Er-
leichterungen gewährt worden
sind.

Artikel 6

Jede Verletzung der Bestim-
mungen dieses Protokolls, jede
Unterschiebung, falsche Erklä-
rung oder Handlung, die be-
wirkt, daß eine Person oder ein
Gegenstand einen ungerecht-
fertigten Vorteil aus der Ein-
fuhrregelung dieses Protokolls
erlangt, macht den Schuldigen
nach den Gesetzen des Landes,
in dem die Zuwiderhandlung
begangen worden ist, strafbar.

Artikel 7

1. Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich, keine Verbote aus
wirtschaftlichen Gründen für
die in diesem Protokoll erwähn-
ten Gegenstände zu erlassen und
allenfalls bestehende Verbote
dieser Art schrittweise aufzu-
heben.

2. Die Bestimmungen dieses
Protokolls beeinträchtigen in
keiner Weise die Anwendung
der Gesetze und anderen Vor-
schriften über die Einfuhr be-
stimmter Waren, wenn diese
Gesetze und anderen Vorschrif-
ten Verbote aus Gründen der
öffentlichen Sittlichkeit, der
öffentlichen Sicherheit, der
öffentlichen Gesundheit oder
Hygiene enthalten.

Artikel 8

1. Dieses Protokoll steht bis
zum 31. Dezember 1954 zur
Unterzeichnung durch jeden
Staat offen, der Mitglied der
Vereinten Nationen ist, und
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jeden anderen Staat, der zur
Teilnahme an der Konferenz
der Vereinten Nationen über
die Zollformalitäten bei der vor-
übergehenden Einfuhr privater
Straßenfahrzeuge und im Reise-
verkehr eingeladen worden ist,
die im Mai und Juni 1954 in
New York stattgefunden hat
und im folgenden „die Konfe-
renz" genannt wird.

2. Dieses Protokoll bedarf
der Ratifikation; die Ratifika-
tionsurkunden sind beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Na-
tionen zu hinterlegen.

Artikel 9

1. Vom 1. Jänner 1955 an
kann jeder der in Artikel 8
Absatz 1 erwähnten Staaten und
jeder andere Staat, der vom
Wirtschafts- und Sozialrat der
Vereinten Nationen dazu ein-
geladen worden ist, diesem Pro-
tokoll beitreten. Der Beitritt ist
auch im Namen jedes Treuhand-
gebietes, dessen Verwaltungs-
behörde die Vereinten Nationen
sind, möglich.

2. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen.

Artikel 10

1. Dieses Protokoll tritt am
neunzigsten Tage nach Hinter-
legung der fünften Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde in Kraft,
sofern die Urkunden keinen
oder einen nach Artikel 14 an-
genommenen Vorbehalt ent-
halten.

2. Für jeden Staat, der nach
dem Tage der gemäß dem vor-
stehenden Absatz erfolgten
Hinterlegung der fünften Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
das Protokoll ratifiziert oder
diesem beitritt, tritt dieses Pro-
tokoll am neunzigsten Tage
nach Hinterlegung seiner Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft, sofern die Urkunden
keinen oder einen nach Ar-
tikel 14 angenommenen Vor-
behalt enthalten.
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Artikel 11

1. Wenn dieses Protokoll drei
Jahre in Kraft gestanden ist,
kann es jeder Vertragsstaat
durch schriftliche Mitteilung an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen kündigen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang des
Kündigungsschreibens beim Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen wirksam.

Artikel 12

Dieses Protokoll tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Anzahl der Vertrags-
staaten während zwölf aufein-
anderfolgender Monate weniger
als zwei beträgt.

Artikel 13

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde oder zu einem späteren
Zeitpunkt durch eine Mitteilung
an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen erklären, daß
dieses Protokoll auch auf ein-
zelne oder auf alle Gebiete An-
wendung findet, die er auf inter-
nationaler Ebene vertritt. Das
Protokoll wird auf die in dieser
Mitteilung genannten Gebiete
ausgedehnt, entweder vom
neunzigsten Tage nach Eingang
dieser Mitteilung beim General-
sekretär an, wenn die Mitteilung
keinen Vorbehalt enthält, oder
vom neunzigsten Tage an, an
dem die Mitteilung nach Ar-
tikel 14 "wirksam geworden ist,
oder vom Tage an, an dem das
Protokoll für den betreffenden
Staat in Kraft tritt; dabei ist
der späteste dieser Zeitpunkte
maßgebend.

2. Jeder Staat, der dieses Pro-
tokoll durch eine Erklärung
nach dem vorstehenden Absatz
auf ein Gebiet ausgedehnt hat,
das er auf internationaler Ebene
vertritt, kann das Protokoll
auch für dieses Gebiet allein
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nach den Bestimmungen des Ar-
tikel 11 kündigen.

Artikel 14

1. Vor der Unterzeichnung
der Schlußakte gemachte Vor-
behalte zu diesem Protokoll
sind zulässig, wenn sie von der
Mehrheit der Konferenzmit-
glieder angenommen und in der
Schlußakte festgehalten worden
sind.

2. Nach Unterzeichnung der
Schlußakte gemachte Vorbehalte
sind nicht mehr zulässig, wenn
ein Drittel der Signatarstaaten
oder der Vertragsstaaten unter
den nachstehenden Bedingungen
Einwendungen dagegen erhebt.

3. Der Text jedes Vorbehaltes,
der dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen von einem
Staat im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung, der Hinterlegung
einer Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde oder einer Mit-
teilung nach Artikel 13 vorge-
legt worden ist, wird vom
Generalsekretär allen Staaten
übermittelt, die zu diesem Zeit-
punkt das Protokoll unterzeich-
net oder ratifiziert haben oder
ihm beigetreten sind. Wenn ein
Drittel dieser Staaten innerhalb
von neunzig Tagen vom Zeit-
punkt der Übermittlung an
Einwendungen erhebt, so wird
der Vorbehalt nicht angenom-
men. Der Generalsekretär wird
allen in diesem Absatz erwähn-
ten Staaten sowohl jede ihm
zugegangene Einwendung als
auch die Annahme oder die Zu-
rückweisung des Vorbehaltes
mitteilen.

4. Jede Einwendung eines
Staates, der das Protokoll unter-
zeichnet, aber noch nicht ratifi-
ziert hat, wird unwirksam,
wenn der einwendende Staat
das Protokoll innerhalb von
neun • Monaten vom Tage der
Erhebung der Einwendung an
nicht ratifiziert. Wenn eine Ein-
wendung unwirksam wird und
somit der Vorbehalt nach dem
vorstehenden Absatz als ange-
nommen gilt, so wird der Gene-
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ralsekretär die in diesem Absatz
erwähnten Staaten davon unter-
richten. Ungeachtet der Be-
stimmungen des vorstehenden
Absatzes wird jedoch der Text
eines Vorbehaltes einem Signa-
tarstaat nicht mitgeteilt, wenn
dieser Staat das Protokoll inner-
halb von drei Jahren nach dem
Tage der durch ihn vorgenom-
menen Unterzeichnung nicht
ratifiziert hat.

5. Der Staat, der einen Vor-
behalt gemacht hat, kann ihn
innerhalb von zwölf Monaten
von dem Tage an zurückziehen,
an dem der Generalsekretär nach
Absatz 3 mitgeteilt hat, daß der
Vorbehalt nach dem im genann-
ten Absatz vorgesehenen Ver-
fahren zurückgewiesen worden
ist; in diesem Falle wird die
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde oder die Mitteilung
nach Artikel 13 gegenüber
einem solchen Staat vom Tage
der Zurückziehung an wirk-
sam. Bis zur Zurückziehung
bleibt die Urkunde oder die
Mitteilung wirkungslos, wenn
der Vorbehalt nicht nach den
Bestimmungen des Absatzes 4
nachträglich angenommen wird.

6. Vorbehalte, die nach diesem
Artikel angenommen worden
sind, können jederzeit durch
eine Mitteilung an den General-
sekretär zurückgezogen werden.

7. Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, einem Staat, der einen
Vorbehalt gemacht hat, die Be-
günstigung dieses Protokolls zu
gewähren, auf die sich der Vor-
behalt bezieht. Jeder Staat, der
dieses Recht für sich in An-
spruch nimmt, wird dem Gene-
ralsekretär entsprechend Mit-
teilung machen. Der General-
sekretär wird diese Entscheidung
allen Signatar- und Vertrags-
staaten mitteilen.

Artikel 15

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder meh-
reren Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Protokolls soll soweit
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möglich durch Verhandlungen
zwischen diesen Staaten beige-
legt werden.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn einer der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
staaten es verlangt, und wird
einem oder mehreren Schieds-
richtern, die durch Übereinkom-
men zwischen den am Streitfall
beteiligten Staaten zu wählen
sind, zur Entscheidung übertra-
gen. Wenn innerhalb von drei
Monaten vom Tage des Ersu-
chens um schiedsgerichtliche Ent-
scheidung an die am Streitfall
beteiligten Staaten über die
Wahl eines oder mehrerer
Schiedsrichter nicht einig wer-
den, kann jeder dieser Staaten
den Präsidenten des Internatio-
nalen Gerichtshofes ersuchen,
einen einzigen Schiedsrichter zu
ernennen, dem der Streitfall zur
Entscheidung übertragen wird.

3. Die Entscheidung des oder
der nach dem vorstehenden Ab-
satz ernannten Schiedsrichter ist
für die beteiligten Vertrags-
staaten bindend.

Artikel 16

1. Wenn dieses Protokoll drei
Jahre in Kraft gestanden ist,
kann jeder Vertragsstaat durch
schriftliche Mitteilung an den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen um Einberufung einer
Konferenz zur Revision dieses
Protokolls ersuchen. Der Gene-
ralsekretär wird dieses Ersuchen
allen Vertragsstaaten mitteilen
und eine Revisionskonferenz
einberufen, wenn ihm innerhalb
von vier Monaten vom Tage
seiner Mitteilung an wenigstens
die Hälfte der Vertragsstaaten
ihre Zustimmung zu diesem Er-
suchen bekanntgibt.

2. Wird eine Konferenz nach
dem vorstehenden Absatz ein-
berufen, so wird der General-
sekretär dies allen Vertrags-
staaten mitteilen und sie ein-
laden, innerhalb von drei Mo-
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naten Vorschläge zu übermit-
teln, die nach ihrem Wunsch
von der Konferenz behandelt
werden sollen. Der General-
sekretär wird allen Vertrags-
staaten eine vorläufige Tages-
ordnung für die Konferenz
sowie die Texte der Vorschläge
spätestens drei Monate vor Be-
ginn der Konferenz übermitteln.

3. Der Generalsekretär wird
zu jeder nach diesem Artikel
einberufenen Konferenz alle
Vertragsstaaten und alle ande-
ren Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder einer ihrer
SpezialOrganisationen einladen.

Artikel 17

1. Jeder Vertragsstaat kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Protokolls vorschlagen.
Der Text jedes Änderungsvor-
schlages ist dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen zu über-
mitteln, der ihn an alle Vertrags-
staaten weiterleiten wird.

2. Jeder nach dem vorstehen-
den Absatz übermittelte Ände-
rungsvorschlag gilt als angenom-
men, wenn kein Vertragsstaat
innerhalb von sechs Monaten
nach Übermittlung des Ände-
rungsvorschlages durch den Ge-
neralsekretär Einwendungen er-
hebt.

3. Der Generalsekretär wird
so bald als möglich allen Ver-
tragsstaaten mitteilen, ob gegen
den Änderungsvorschlag eine
Einwendung erhoben worden
ist. Wird keine Einwendung
erhoben, so tritt die Änderung
drei Monate nach Ablauf der
im vorstehenden Absatz fest-
gelegten sechsmonatigen Frist
für alle Vertragsstaaten in
Kraft.

Artikel 18

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird allen Mit-
gliedstaaten der Vereinten
Nationen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten Mitteilung
machen über:
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a) Die Unterzeichnungen,
Ratifikationen und Bei-
tritte, die er nach Artikel 8
und 9 erhalten hat;

b) das Datum, an dem dieses
Protokoll nach Artikel 10
in Kraft tritt;

c) die Kündigungen, die er
nach Artikel 11 erhalten
hat;

d) das Außerkrafttreten dieses
Protokolls nach Artikel 12;

e) die Mitteilungen, die er
nach Artikel 13 erhalten
hat;

f) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 17.

Artikel 19

Die Urschrift dieses Protokolls
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.
Der Generalsekretär wird be-
glaubigte Abschriften davon
allen Mitgliedern der Vereinten
Nationen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten übermit-
teln.

Zu Urkund dessen haben die
Unterzeichneten, die dazu ge-
hörig bevollmächtigt sind, dieses
Protokoll unterzeichnet.

Geschehen zu New York, am
vierten Juni neunzehnhundert-
vierundfünfzig, in einer einzigen
Ausfertigung in englischer, fran-
zösischer und spanischer Sprache,
wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist.

Der Generalsekretär wird er-
sucht, eine beglaubigte Über-
setzung dieses Protokolls in chi-
nesischer und russischer Sprache
anzufertigen und die chinesischen
und russischen Texte den eng-
lischen, französischen und spa-
nischen Texten beizufügen, wenn
er die beglaubigten Abschriften
den Staaten nach Artikel 19 die-
ses Protokolls übermittelt.
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ANLAGE

VORDRUCK DER BESCHEINI-
GUNG

(Auszustellen in der Sprache des
Ausfuhrlandes mit einer englischen
oder französischen Übersetzung)

Bescheinigung
für die EINGANGSVORMERK-
BEHANDLUNG von Werbemate-
rial für den Fremdenverkehr frei
von Eingangsabgaben und ohne

Sicherstellung für diese Abgaben

Die (Name der Organisation)
versendet hiemit das nachstehend
angeführte Werbematerial für den
Fremdenverkehr an den anerkann-
ten Vertreter (oder zugelassenen
Korrespondenten), dessen Name
unten angegeben ist, zur Ein-
gangsvormerkbehandlung unter
der Voraussetzung, daß es inner-
halb von zwölf Monaten wieder-
ausgeführt wird und daß es nur
verwendet wird, um Reisende
zum Besuch des Landes anzuregen,
aus dem dieses Material ausgeführt
worden ist.

Die (Name der Organisation)
verpflichtet sich, die im Eingang
vorgemerkten Gegenstände weder
entgeltlich noch unentgeltlich ohne
vorherige Zustimmung der Zoll-
verwaltung des Einfuhrlandes und
ohne vorherige Erfüllung der von
dieser Verwaltung geforderten
Formalitäten weiterzugeben.

Dieses Material wird unter Ver-
antwortung und Haftung des an-
erkannten Vertreters oder des zu-
gelassenen Korrespondenten, dessen
Name unten angegeben ist, vor-
gemerkt.
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(Übersetzung)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE

EINFUHR PRIVATER
STRASSENFAHRZEUGE

DIE VERTRAGSSTAATEN,

vom Wunsche geleitet, die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs zu erleichtern und

unter Berücksichtigung der
Ziele des Abkommens über den
Straßenverkehr, das von der
Konferenz der Vereinten Natio-

nen über den Straßen- und
Kraftfahrzeugverkehr, die vom
23. August bis 19. September
1949 in Genf tagte, angenom-
men worden ist und vom
19. September 1949 an in Genf
zur Unterzeichnung offenstand,

haben beschlossen, ein Ab-
kommen abzuschließen und sind
über folgende Bestimmungen
übereingekommen :

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet der Begriff

a) „Eingangsabgaben" nicht
nur die Zölle, sondern
auch alle anderen bei der
Einfuhr zu erhebenden
Abgaben;

b) „Fahrzeuge", soweit sich
aus dem Zusammenhang
nicht anderes ergibt, alle
Straßenkraftfahrzeuge
(einschließlich Fahrräder
mit Motor) und Anhänger
(mit dem Fahrzeug oder
getrennt von diesem ein-
geführt), mit ihren Ersatz-
teilen, ihrem gewöhn-
lichen Zubehör und ihrer
gewöhnlichen Ausrüstung,
die mit dem Fahrzeug ein-
geführt werden;

c) „Eigener Gebrauch" die
Benützung zu anderen
Zwecken als zur Beförde-
rung von Personen gegen
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Entgelt, Entlohnung oder
andere materielle Vor-
teile und zu andern Zwek-
ken als zur gewerbs-
mäßigen Beförderung von
Waren gegen oder ohne
Entgelt;

d) „Eingangsvormerkschein"
das Zollpapier, aus dem
ersichtlich ist, daß die Ein-
gangsabgaben durch Bürg-
schaft oder Barerlag sicher-
gestellt sind;

e) „Personen" natürliche und
juristische Personen, so-
weit sich aus dem Zu-
sammenhang nicht ande-
res ergibt.

KAPITEL II

EINFUHR OHNE ENTRICH-
TUNG DER EINGANGSAB-
GABEN UND FREI VON
EINFUHRVERBOTEN UND

EINFUHRBESCHRÄN-
KUNGEN

Artikel 2

1. Unter dem Vorbehalt der
Wiederausfuhr und unter den
anderen in diesem Abkommen
vorgesehenen Bedingungen wird
jeder Vertragsstaat diejenigen
Fahrzeuge ohne Entrichtung der
Eingangsabgaben und ohne An-
wendung von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen
vorübergehend zur Einfuhr zu-
lassen, deren Eigentümer ihren
gewöhnlichen Wohnsitz außer-
halb seines Gebietes haben; Vor-
aussetzung dafür ist, daß die
Fahrzeuge von den Eigentümern
selbst oder von anderen Per-
sonen, die ihren gewöhnlichen
Wohnsitz außerhalb seines Ge-
bietes haben, anläßlich eines
vorübergehenden Aufenthaltes
zu ihrem eigenen Gebrauch ein-
geführt und benützt werden.

2. Für diese Fahrzeuge muß
ein Eingangsvormerkschein vor-
liegen, durch den die Entrich-
tung der Eingangsabgaben und
erforderlichenfalls auch der ver-
wirkten Zollstrafen gesichert
,wird, wobei die besonderen Be-
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Stimmungen des Artikel 27
Absatz 4 zu beachten sind.

Artikel 3

Der Treibstoff, der sich in
den gewöhnlichen Kraftstoffbe-
hältern der vorgemerkten Fahr-
zeuge befindet, wird frei von
Eingangsabgaben und frei von
Einfuhrverboten und Einfuhr-
beschränkungen zugelassen; als
gewöhnlicher Kraftstoffbehälter
gilt der Behälter, der vom Her-
steller für die betreffende Fahr-
zeugtype vorgesehen worden ist.

Artikel 4

1. Ersatzteile, die zur Instand-
setzung eines bestimmten, be-
reits vorgemerkten Fahrzeuges
dienen sollen, werden frei von
Eingangsabgaben und frei von
Einfuhrverboten und Einfuhr-
beschränkungen zugelassen. Die
Vertragsstaaten können für
diese Teile die Abfertigung mit
Eingangsvormerkschein vor-
sehen.

2. Für die ersetzten, nicht
wiederausgeführten Teile sind
die Eingangsabgaben zu entrich-
ten, wenn sie nicht nach den
Vorschriften des betreffenden
Landes unentgeltlich dem Staat
überlassen oder unter amtlicher
Aufsicht auf Kosten des Vor-
merknehmers vernichtet werden.

Artikel 5

Vordrucke für die Eingangs-
vormerkscheine und für die
internationalen Zulassungs-
papiere werden frei von Ein-
gangsabgaben und frei von Ein-
fuhrverboten und Einfuhrbe-
schränkungen zugelassen, wenn
sie zur Ausgabe an im Einfuhr-
land wohnhafte Personen be-
stimmt sind, die andere Länder
aufsuchen wollen, und wenn sie
den zugelassenen Reiseverbän-
den von den mit ihnen in Ver-
bindung stehenden ausländi-
schen Verbänden, von interna-
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tionalen Organisationen oder
von den Zollbehörden der Ver-
tragsstaaten zugesandt werden.

KAPITEL III

AUSGABE DER EINGANGS-
VORMERKSCHEINE

Artikel 6

1. Jeder Vertragsstaat kann,
vorbehaltlich der von ihm ge-
forderten Sicherstellungen und
festgesetzten Bedingungen, Ver-
bänden, insbesondere solchen, die
einer internationalen Organisa-
tion angehören, die Bewilligung
erteilen, selbst oder durch die
mit ihnen in Verbindung ste-
henden Verbände die in diesem
Abkommen vorgesehenen Ein-
gangsvormerkscheine auszuge-
ben.

2. Die Eingangsvormerk-
scheine können entweder für
ein einziges Land oder Zoll-
gebiet oder auch für mehrere
Länder oder Zollgebiete gültig
sein.

3. Die Gültigkeitsdauer dieser
Papiere darf ein Jahr vom Tage
der Ausgabe an nicht über-
schreiten.

Artikel 7

1. Die für die Gebiete aller
oder mehrerer Vertragsstaaten
gültigen Eingangsvormerk-
scheine werden als „Carnets de
passages en douane" bezeichnet
und müssen dem in der An-
lage 1 dieses Abkommens ent-
haltenen Vordruck entsprechen.

2. Wenn ein Carnet de passa-
ges en douane für ein oder
mehrere Gebiete nicht gültig
ist, so muß der ausstellende
Verband dies auf dem Deck-
blatt und auf den Eingangs-
abschnitten des Carnet ver-
merken.

3. Eingangsvormerkscheine,
die nur für das Gebiet eines
einzigen Vertragsstaates gültig
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sind, können dem in der An-
lage 2 oder 3 dieses Abkom-
mens enthaltenen Vordruck ent-
sprechen. Die Vertragsstaaten
können aber auch andere Pa-
piere entsprechend ihren Ge-
setzen und Vorschriften ver-
wenden.

4. Die Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine, die
nicht nach Artikel 6 von den
zugelassenen Verbänden ausge-
geben werden, kann von jedem
Vertragsstaat nach seinen Ge-
setzen und Vorschriften fest-
gesetzt werden.

5. Jeder Vertragsstaat wird
den anderen Vertragsstaaten auf
Wunsch Vordrucke der Ein-
gangsvormerkscheine übersen-
den, die für sein Gebiet gültig
sind und die nicht in den An-
lagen dieses Abkommens ent-
halten sind.

KAPITEL IV

ANGABEN IN DEN
EINGANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 8

Die von den zugelassenen
Verbänden ausgegebenen Ein-
gangsvormerkscheine müssen
auf den Namen der Personen
lauten, die Eigentümer oder
Besitzer der vorgemerkten
Fahrzeuge sind oder denen das
Verfügungsrecht über diese
Fahrzeuge zusteht; bei Miet-
fahrzeugen müssen die Papiere
auf den Namen des Mieters
lauten.

Artikel 9

1. Als Gewicht ist in den
Eingangsvormerkscheinen das
Reingewicht der Fahrzeuge zu
erklären. Es ist in Einheiten des
metrischen Systems anzugeben.
Falls die Papiere nur für ein
Land gültig sind, können die
Zollbehörden dieses Landes die
Anwendung eines anderen Sy-
stems vorschreiben.
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2. Der Wert ist in den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nur
für ein Land gültig sind, in der
Währung dieses Landes zu er-
klären. Der in einem Carnet
de passages en douane zu er-
klärende Wert ist in der Wäh-
rung des Landes anzugeben, in
dem das Carnet ausgegeben
wird.

3. Gegenstände und Werk-
zeuge, die die gewöhnliche Aus-
rüstung der Fahrzeuge bilden,
brauchen in den Eingangsvor-
merkscheinen nicht gesondert
erklärt werden.

4. Auf Verlangen der Zoll-
behörden müssen die Ersatz-
teile (wie Räder, Gummireifen
und Luftschläuche) und das Zu-
behör, das nicht zur gewöhn-
lichen Ausrüstung des Fahr-
zeuges zu rechnen ist (wie
Radioapparate, Anhänger, für
die kein gesonderter Vormerk-
schein vorliegt, oder Gepäck-
träger), in den Eingangsvor-
merkscheinen mit den erforder-
lichen Angaben, wie Gewicht
und Wert, erklärt werden; sie
müssen beim Ausgang aus dem
besuchten Land der Zollbehörde
gestellt werden.

Artikel 10

Die Angaben des ausstellen-
den Verbandes in den Eingangs-
vormerkscheinen dürfen nur
mit Zustimmung des ausstellen-
den oder des haftenden Ver-
bandes geändert werden. Nach
Abfertigung durch die Zoll-
behörden des Einfuhrlandes
dürfen Änderungen in den
Vormerkscheinen nur mehr mit
Zustimmung dieser Behörden
vorgenommen werden.

Artikel 11

1. Auf Eingangsvormerk-
schein abgefertigte Fahrzeuge
dürfen auch von dritten Per-
sonen zu ihrem eigenen Ge-
brauch benutzt werden, wenn
diese von den Inhabern der Pa-
piere gehörig dazu ermächtigt
worden sind, ihren gewöhn-
lichen Wohnsitz außerhalb des
Einfuhrlandes haben und auch
die anderen in diesem Abkom-
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men festgelegten Bedingungen
erfüllen. Die Zollbehörden der
Vertragsstaaten haben das
Redit, den Nachweis darüber
zu verlangen, daß diese Per-
sonen von den Inhabern der
Papiere gehörig ermächtigt wor-
den sind und die vorerwähnten
Bedingungen erfüllen. Erscheint
dieser Nachweis nicht ausrei-
chend, so können die Zoll-
behörden die Benutzung der
Fahrzeuge unter Verwendung
dieser Papiere in ihrem Lande
verweigern. Bei Mietfahrzeugen
kann jeder Vertragsstaat im
Verdachtsfalle verlangen, daß
der Inhaber des Eingangsvor-
merkscheines bei der Einfuhr des
Fahrzeuges anwesend ist.

2. Ungeachtet der Bestim-
mungen des vorstehenden Ab-
satzes können die Zollbehörden
in Ausnahmefällen und unter
Bedingungen, deren Festsetzung
ihrem Ermessen überlassen ist,
gestatten, daß ein auf Eingangs-
vormerkschein abgefertigtes
Fahrzeug auch von einer Per-
son gefahren wird, die ihren
gewöhnlichen Wohnsitz im Ein-
fuhrland hat; dies gilt insbeson-
dere dann, wenn ein Fahrzeug-
führer das Fahrzeug auf Rech-
nung oder nach den Weisungen
des Vormerkscheininhabers fährt.

KAPITEL V

BESTIMMUNGEN FÜR DIE
EINGANGSVORMERK-

BEHANDLUNG

Artikel 12

1. Die in den Eingangsvor-
merkscheinen bezeichneten Fahr-
zeuge müssen innerhalb der
Gültigkeitsdauer der Papiere in
unverändertem Zustand wieder-
ausgeführt werden, wobei die
gewöhnliche Abnützung zu be-
rücksichtigen ist. Bei Mietfahr-
zeugen haben die Zollbehörden
der Vertragsstaaten das Redit,
die Wiederausfuhr des Fahr-
zeuges im Zeitpunkt zu ver-
langen, in dem der Mieter das
Einfuhrland verläßt.
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2. Die Wiederausfuhr ist
durch die Ausgangsbestätigung
nachzuweisen, welche die Zoll-
behörden des Landes, in das
das Fahrzeug vorübergehend
eingeführt worden ist, auf dem
Eingangsvormerkschein. ord-
nungsgemäß angebracht haben.

Artikel 13

1. Ungeachtet der in Arti-
kel 12 festgelegten Verpflich-
tung zur Wiederausfuhr ist im
Falle eines gehörig nachgewie-
senen Unfalles die Wiederaus-
fuhr eines schwer beschädigten
Fahrzeuges nicht erforderlich,
wenn je nach Verlangen der
Zollbehörden

a) die auf die Fahrzeuge
entfallenden Eingangsab-
gaben entrichtet werden
oder

b) die Fahrzeuge unentgelt-
lich dem Staat, in dem sie
vorgemerkt worden sind,
überlassen werden oder

c) die Fahrzeuge unter amt-
licher Aufsicht auf Kosten
des Vormerknehmers ver-
nichtet werden.

2. Kann ein vorgemerktes
Fahrzeug wegen einer nicht von
einer Privatperson veranlaßten
Beschlagnahme nicht wiederaus-
geführt werden, so wird die im
Eingangsvormerkschein vorge-
sehene Frist für die Wiederaus-
fuhr für die Dauer der Be-
schlagnahme gehemmt.

3. Die Zollbehörden werden
nach Möglichkeit den haftenden
Verband benachrichtigen, wenn
von ihnen oder über ihre Ver-
anlassung auf Eingangsvor-
merkschein abgefertigte Fahr-
zeuge beschlagnahmt worden
sind, für deren Eingangsabgaben
der betreffende Verband haftet;
sie werden ihm ferner die be-
absichtigten Maßnahmen mit-
teilen.

Artikel 14

Fahrzeuge, die unter Ver-
wendung eines Eingangsvor-
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merkscheines in das Gebiet
eines Vertragsstaates eingeführt
worden sind, dürfen zu Beför-
derungen gegen Entgelt, Ent-
lohnung oder andere materielle
Vorteile zwischen Orten inner-
halb der Grenzen dieses Gebie-
tes nicht, auch nicht gelegent-
lich, verwendet werden.

Artikel 15

Personen, denen die Begün-
stigungen der Eingangsvor-
merkbehandlung zustehen, kön-
nen die in den Papieren be-
zeichneten Fahrzeuge innerhalb
der Gültigkeitsdauer dieser Pa-
piere nach Bedarf beliebig oft
einführen; Voraussetzung da-
für ist, daß sie sich jeden
Grenzübertritt (Eingang und
Ausgang) von dem zuständigen
Zollorgan bestätigen lassen,
wenn die Zollbehörden dies
verlangen. Es können jedoch
auch Eingangsvormerkscheine
ausgegeben werden, die nur für
eine einzige Reise gültig sind.

Artikel 16

Bei Verwendung von Ein-
gangsvormerkscheinen, die keine
bei jedem Grenzübertritt ab-
trennbaren Abschnitte aufwei-
sen, haben die Bestätigungen
der Zollorgane zwischen dem
ersten Eingang und dem end-
gültigen Ausgang nur vorläufi-
gen Charakter. Nichtsdesto-
weniger wird, wenn die letzte
Bestätigung eine vorläufige Aus-
gangsbestätigung ist, diese als
Nachweis der Wiederausfuhr
des Fahrzeuges oder der vor-
gemerkten Ersatzteile zuge-
lassen.

Artikel 17

Bei Verwendung von Ein-
gangsvormerkscheinen, die für
jeden Grenzübertritt einen ab-
trennbaren Abschnitt aufwei-
sen, stellt vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Artikel 18
jede Eingangsbestätigung die
Eingangsabfertigung durch die
Zollbehörde dar und jede spä-
tere Ausgangsbestätigung die
endgültige Erledigung des Pa-
piers.
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Artikel 18

Haben die Zollbehörden eines
Landes einen Eingangsvormerk-
schein endgültig und vorbehalt-
los erledigt, so können sie vom
haftenden Verband die Entrich-
tung der Eingangsabgaben nicht
mehr verlangen, es sei denn,
daß die Erledigungsbestätigung
mißbräuchlich oder betrügerisch
erwirkt worden ist.

Artikel 19

Während der Amtsstunden
der Zollämter vorgenommene
Bestätigungen auf den Ein-
gangsvormerkscheinen, die nach
diesem Abkommen verwendet
werden, sind gebührenfrei.

KAPITEL VI

VERLÄNGERUNG DER
GÜLTIGKEITSDAUER UND
ERNEUERUNG DER EIN-
GANGSVORMERKSCHEINE

Artikel 20

Ist die Wiederausfuhr vorge-
merkter Fahrzeuge innerhalb
der festgesetzten Frist nicht
nachgewiesen worden, so bleibt
dieser Mangel unbeachtet, wenn
die Fahrzeuge innerhalb von
vierzehn Tagen nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer der Pa-
piere den Zollbehörden zur
Wiederausfuhr gestellt werden
und die Fristüberschreitung
ausreichend begründet wird.

Artikel 21

Jeder Vertragsstaat wird
Verlängerungen der Gültig-
keitsdauer von Carnets de pas-
sages en douane, die von ande-
ren Vertragsstaaten gemäß dem
in der Anlage 4 zu diesem Ab-
kommen festgelegten Verfah-
ren gewährt worden sind, als
gültig anerkennen.

Artikel 22

1. Ansuchen um Verlänge-
rung der Gültigkeitsdauer der
Eingangsvormerkscheine müssen
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vor Ablauf der Gültigkeits-
dauer dieser Papiere bei den
zuständigen Zollbehörden ein-
gebracht werden, wenn dies
nicht infolge höherer Gewalt
unmöglich ist. Ist der Eingangs-
vormerkschein von einem zu-
gelassenen Verband ausgegeben
worden, so ist das Ansuchen
um Verlängerung der Gültig-
keitsdauer vom haftenden Ver-
band zu stellen.

2. Die Wiederausfuhrfrist für
vorgemerkte Fahrzeuge oder
Ersatzteile wird verlängert,
wenn die Vormerknehmer den
Zollbehörden ausreichend nach-
weisen können, daß sie durch
höhere Gewalt an der recht-
zeitigen Wiederausfuhr der
Fahrzeuge oder Ersatzteile ver-
hindert sind.

Artikel 23

Solange die Bestimmungen
über die Vormerkbehandlung
eingehalten werden, wird jeder
Vertragsstaat unter den von ihm
als notwendig erachteten Kon-
trollmaßnahmen die Erneuerung
von Eingangsvormerkscheinen
bewilligen, die von den zugelas-
senen Verbänden ausgestellt
worden sind und vorübergehend
in sein Gebiet eingeführte Fahr-
zeuge oder Ersatzteile betreffen.
Die Ansuchen um Erneuerung
sind vom haftenden Verband zu
stellen.

KAPITEL VII

BEREINIGUNG VON
EINGANGSVORMERK-

SCHEINEN

Artikel 24
1. Sind Eingangsvormerk-

scheine nicht ordnungsgemäß
erledigt worden, so werden die
Zollbehörden des Einfuhrlandes
(vor oder nach Ablauf der Gül-
tigkeitsdauer der Papiere) als
Nachweis der Wiederausfuhr
des Fahrzeuges oder der Ersatz-
teile die Vorlage einer Beschei-
nigung nach dem Vordruck der
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Anlage 5 zu diesem Abkommen
annehmen, die von einer amt-
lichen Stelle (Konsul, Zollstelle,
Polizei, Bürgermeister, Gerichts-
beamter u. dgl.) ausgestellt und
in der bescheinigt ist, daß das
betreffende Fahrzeug oder die
betreffenden Ersatzteile dieser
Stelle vorgeführt worden sind
und sich außerhalb des Einfuhr-
landes befinden. Sie können auch
einen anderen schriftlichen
Nachweis, daß sich das Fahrzeug
oder die Ersatzteile außerhalb
des Einfuhrlandes befinden, an-
erkennen. Wenn es sich um
andere Papiere als um Carnets
de passages en douane handelt,
die noch nicht abgelaufen sind,
so muß das Papier gleichzeitig
mit diesem schriftlichen Nach-
weis vorgelegt werden. Bei
Carnets sind die Bestätigungen,
die von den Zollbehörden der
später besuchten Länder ange-
bracht worden sind, für den
Nachweis der Wiederausfuhr der
Fahrzeuge oder Ersatzteile zu
berücksichtigen.

2. Bei Vernichtung, Verlust
oder Diebstahl eines Eingangs-
vormerkscheines, der nicht ord-
nungsgemäß erledigt worden ist,
sich aber auf wiederausgeführte
Fahrzeuge oder Ersatzteile be-
zieht, werden die Zollbehörden
des Einfuhrlandes als Nachweis
der Wiederausfuhr die Vorlage
einer Bescheinigung nach dem
Vordruck der Anlage 5 zu die-
sem Abkommen annehmen, die
von einer amtlichen Stelle (Kon-
sul, Zollstelle, Polizei, Bürger-
meister, Gerichtsbeamter u. dgl.)
ausgestellt und in der beschei-
nigt ist, daß das betreffende
Fahrzeug oder die betreffenden
Ersatzteile dieser Stelle vorge-
führt worden sind und daß sie
sich nach Ablauf der Gültig-
keitsdauer des Papiers außerhalb
des Einfuhrlandes befinden. Sie
können auch einen anderen
schriftlichen Nachweis, daß sich
das Fahrzeug oder die Ersatz-
teile außerhalb des Einfuhrlandes
befinden, anerkennen.

3. Bei Vernichtung, Verlust
oder Diebstahl eines Carnet de
passages en douane über ein
Fahrzeug oder Ersatzteile, die



36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131 1131

sich im Gebiete eines Vertrags-
staates befinden, werden die
Zollbehörden dieses Staates auf
Ersuchen des betreffenden Ver-
bandes ein Ersatzpapier anneh-
men, dessen Gültigkeit am Tage
des Ablaufes der Gültigkeits-
dauer des ersetzten Carnet ab-
läuft. Die Annahme dieses Pa-
piers macht das vernichtete, ver-
lorengegangene oder gestohlene
Carnet ungültig. Wird für die
Wiederausfuhr des Fahrzeuges
oder der Ersatzteile an Stelle
des Ersatzpapiers eine Ausfuhr-
bewilligung oder ein ähnliches
Papier ausgestellt, so gilt die
Ausgangsbestätigung auf dieser
Bewilligung oder auf diesem Pa-
pier als genügender Nachweis
der Wiederausfuhr.

4. Wird ein Fahrzeug nach
der Wiederausfuhr aus dem
Einfuhrland gestohlen und ist
weder die Wiederausfuhr ord-
nungsgemäß auf dem Eingangs-
vormerkschein bestätigt noch
eine Eingangsbestätigung von
den Zollbehörden eines später
besuchten Landes auf dem Pa-
pier eingetragen worden, so
kann das Papier trotzdem be-
reinigt werden, wenn der haf-
tende Verband das Papier vor-
legt und über den Diebstahl
einen als ausreichend erachteten
Nachweis erbringt. Ist der Ein-
gangsvormerkschein noch nicht
abgelaufen, so können die Zoll-
behörden seine Hinterlegung
verlangen.

Artikel 25

In den Fällen des Artikel 24
sind die Zollbehörden berech-
tigt, für die Bereinigung eine
Gebühr zu erheben.

Artikel 26

Die Zollbehörden sind nicht
berechtigt, vom haftenden Ver-
band die Eingangsabgaben für
vorgemerkte Fahrzeuge oder
Ersatzteile zu verlangen, wenn
die Nichterledigung der Ein-
gangsvormerkscheine diesem
Verband nicht innerhalb eines
Jahres vom Tage des Ablaufes
der Gültigkeitsdauer dieser Pa-



1.132 36. Stück — Ausgegeben am 6. Juli 1956 — Nr. 131

piere an mitgeteilt worden
ist.

Artikel 27

1. Die haftenden Verbände
haben innerhalb eines Jahres
vom Tage der Mitteilung über
die Nichterledigung der Ein-
gangsvormerkscheine an die
Wiederausfuhr der betreffenden
Fahrzeuge oder Ersatzteile nach
den Bestimmungen dieses Ab-
kommens nachzuweisen.

2. Wird dieser Nachweis
innerhalb der vorgesehenen
Frist nicht erbracht, so hat der
haftende Verband die zu ent-
richtenden Eingangsabgaben so-
fort sicherstellungsweise zu er-
legen oder vorläufig zu entrich-
ten. Die hinterlegten oder vor-
läufig entrichteten Abgaben
werden nach Ablauf eines Jahres
vom Tage der Hinterlegung
oder der vorläufigen Entrich-
tung an endgültig vereinnahmt.
Während dieses Zeitraumes
kann der haftende Verband
nach den Bestimmungen des
vorstehenden Absatzes die
Rückzahlung der hinterlegten
oder entrichteten Beträge ver-
langen.

3. In Ländern, deren Bestim-
mungen die Hinterlegung oder
vorläufige Entrichtung der Ein-
gangsabgaben nicht vorsehen,
wird die Zahlung nach den Be-
stimmungen des vorstehenden
Absatzes als endgültig betrach-
tet; die entrichteten Beträge
können jedoch zurückgezahlt
werden, wenn die in diesem Ar-
tikel festgelegten Bedingungen
erfüllt sind.

4. Wird ein Eingangsvormerk-
schein nicht erledigt, so darf der
vom haftenden Verband ver-
langte Betrag nicht höher sein
als die Summe der für die nicht
wiederausgeführten Fahrzeuge
oder Ersatzteile zu entrichten-
den Eingangsabgaben zuzüglich
etwaiger Zinsen.
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Artikel 28

Im Falle des Schmuggels, einer
Zuwiderhandlung oder eines
Mißbrauches haben die Ver-
tragsstaaten, ungeachtet der Be-
stimmungen dieses Abkommens,
das Recht, gegen die Benutzer
der Eingangsvormerkscheine die
erforderlichen Maßnahmen zur
Einbringung der Eingangsab-
gaben und auch zur Verhän-
gung von Strafen zu ergreifen,
die diese Personen verwirkt
haben. In diesen Fällen werden
die haftenden Verbände den
Zollbehörden ihre Unter-
stützung gewähren.

KAPITEL VIII

VERSCHIEDENE BESTIM-
MUNGEN

Artikel 29

Die Vertragsstaaten werden
sich bemühen, keine Zollforma-
litäten einzuführen, welche die
Entwicklung des internationalen
Reiseverkehrs behindern könn-
ten.

Artikel 30

Um das Zollverfahren zu be-
schleunigen, werden sich benach-
barte Vertragsstaaten bemühen,
ihre Zollämter zusammenzu-
legen und die Amtsstunden die-
ser Zollämter einander anzu-
gleichen.

Artikel 31

Jede Verletzung der Bestim-
mungen dieses Abkommens, jede
Unterschiebung, falsche Erklä-
rung oder Handlung, die be-
wirkt, daß eine Person oder ein
Gegenstand einen ungerecht-
fertigten Vorteil aus der Ein-
fuhrregelung dieses Abkommens
erlangt, macht den Schuldigen
nach den Gesetzen des Landes,
in dem die Zuwiderhandlung
begangen worden ist, strafbar.

Artikel 32

Keine in diesem Abkommen
festgelegte Bestimmung hindert
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Vertragsstaaten, die eine Zoll-
oder Wirtschaftsunion bilden,
besondere Bestimmungen für
die Personen zu erlassen, die in
den zu dieser Union gehörenden
Staaten wohnen.

KAPITEL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33

1. Dieses Abkommen steht bis
zum 31. Dezember 1954 zur
Unterzeichnung durch jeden
Staat offen, der Mitglied der
Vereinten Nationen ist, und
jeden anderen Staat, der zur
Teilnahme an der Konferenz
der Vereinten Nationen über
die Zollformalitäten bei der vor-
übergehenden Einfuhr privater
Straßenkraftfahrzeuge und im
Reiseverkehr eingeladen wor-
den ist, die im Mai und Juni
1954 in New York stattgefun-
den hat und im folgenden „die
Konferenz" genannt wird.

2. Dieses Abkommen bedarf
der Ratifikation; die Ratifika-
tionsurkunden sind beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Na-
tionen zu hinterlegen.

Artikel 34

1. Vom 1. Jänner 1955 an
kann jeder der in Artikel 33
Absatz 1 erwähnten Staaten
und jeder andere Staat, der
vom Wirtschafts- und Sozialrat
der Vereinten Nationen dazu
eingeladen worden ist, diesem
Abkommen beitreten. Der Bei-
tritt ist auch im Namen jedes
Treuhandgebietes, dessen Ver-
waltungsbehörde die Vereinten
Nationen sind, möglich.

2. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen.

Artikel 35

1. Dieses Abkommen tritt am
neunzigsten Tage nach Hinter-
legung der fünfzehnten Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
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in Kraft, sofern die Urkunden
keinen oder einen nach Arti-
kel 39 angenommenen Vorbe-
halt enthalten.

2. Für jeden Staat, der nach
dem Tage der gemäß dem vor-
stehenden Absatz erfolgten
Hinterlegung der fünfzehnten
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde das Abkommen ratifi-
ziert oder diesem beitritt, tritt
dieses Abkommen am neunzig-
sten Tage nach Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft, sofern
die Urkunden keinen oder
einen nach Artikel 39 angenom-
menen Vorbehalt enthalten.

Artikel 36

1. Wenn dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft gestanden
ist, kann es jeder Vertragsstaat
durch schriftliche Mitteilung an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen kündigen.

2. Die Kündigung wird fünf-
zehn Monate nach Eingang des
Kündigungsschreibens beim Ge-
neralsekretär der Vereinten Na-
tionen wirksam.

Artikel 37

Dieses Abkommen tritt außer
Kraft, wenn zu irgendeinem
Zeitpunkt nach seinem Inkraft-
treten die Anzahl der Vertrags-
staaten während zwölf aufein-
anderfolgender Monate weniger
als acht beträgt.

Artikel 38

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde oder zu einem späteren
Zeitpunkt durch eine Mitteilung
an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen erklären, daß
dieses Abkommen auch auf ein-
zelne oder auf alle Gebiete An-
wendung findet, die er auf inter-
nationaler Ebene vertritt. Das
Abkommen wird auf die in
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dieser Mitteilung genannten Ge-
biete ausgedehnt, entweder vom
neunzigsten Tage nach Eingang
dieser Mitteilung beim General-
sekretär an, wenn die Mittei-
lung keinen Vorbehalt enthält,
oder vom neunzigsten Tage an,
an dem die Mitteilung nach Ar-
tikel 39 wirksam geworden ist,
oder vom Tage an, an dem das
Abkommen für den betreffen-
den Staat in Kraft tritt; dabei
ist der. späteste dieser Zeit-
punkte maßgebend.

2. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach dem vorstehenden Absatz
auf ein Gebiet ausgedehnt hat,
das er auf internationaler Ebene
vertritt, kann das Abkommen
auch für dieses Gebiet allein
nach den Bestimmungen des Ar-
tikel 36 kündigen.

Artikel 39

1. Vor der Unterzeichnung
der Schlußakte gemachte Vor-
behalte zu diesem Abkommen
sind zulässig, wenn sie von der
Mehrheit der Konferenzmit-
glieder angenommen und in der
Schlußakte festgehalten worden
sind.

2. Nach Unterzeichnung der
Schlußakte gemachte Vorbehalte
sind nicht mehr zulässig, wenn
ein Drittel der Signatarstaaten
oder der Vertragsstaaten unter
den nachstehenden Bedingungen
Einwendungen dagegen erhebt.

3. Der Text jedes Vorbehaltes,
der dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen von einem
Staat im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung, der Hinterlegung
einer Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde oder einer Mittei-
lung nach Artikel 38 vorgelegt
worden ist, wird vom General-
sekretär allen Staaten über-
mittelt, die zu diesem Zeitpunkt
das Abkommen unterzeichnet
oder ratifiziert haben oder ihm
beigetreten sind. Wenn ein
Drittel dieser Staaten innerhalb
von neunzig Tagen vom Zeit-
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punkt der Übermittlung an Ein-
wendungen erhebt, so wird der
Vorbehalt nicht angenommen.
Der Generalsekretär wird allen
in diesem Absatz erwähnten
Staaten sowohl jede ihm zuge-
gangene Einwendung als auch
die Annahme oder die Zurück-
weisung des Vorbehaltes mit-
teilen.

4. Jede Einwendung eines
Staates, der das Abkommen
unterzeichnet, aber noch nicht
ratifiziert hat, wird unwirksam,
wenn der einwendende Staat
das Abkommen innerhalb von
neun Monaten vom Tage der
Erhebung der Einwendung an
nicht ratifiziert. Wenn eine Ein-
wendung unwirksam wird und
somit der Vorbehalt nach dem
vorstehenden Absatz als ange-
nommen gilt, so wird der Gene-
ralsekretär die in diesem Absatz
erwähnten Staaten davon unter-
richten. Ungeachtet der Bestim-
mungen des vorstehenden Ab-
satzes wird jedoch der Text
eines Vorbehaltes einem Signa-
tarstaat nicht mitgeteilt, wenn
dieser. Staat das Abkommen
innerhalb von drei Jahren nach
dem Tage der durch ihn vor-
genommenen Unterzeichnung
nicht ratifiziert hat.

5. Der Staat, der einen Vor-
behalt gemacht hat, kann ihn
innerhalb von zwölf Monaten
von dem Tage an zurückziehen,
an dem der Generalsekretär
nach Absatz 3 mitgeteilt hat,
daß der Vorbehalt nach dem im
genannten Absatz vorgesehenen
Verfahren zurückgewiesen wor-
den ist; in diesem Falle wird die
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde oder die Mitteilung
nach Artikel 38 gegenüber
einem solchen Staat vom Tage
der Zurückziehung an wirksam.
Bis zur Zurückziehung bleibt die
Urkunde oder die Mitteilung
wirkungslos, wenn der Vorbe-
halt nicht nach den Bestimmun-
gen des Absatzes 4 nachträglich
angenommen wird.

6. Vorbehalte, die nach die-
sem Artikel angenommen wor-
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den sind, können jederzeit durch
eine Mitteilung an den General-
sekretär zurückgezogen werden.

7. Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, einem Staat, der einen
Vorbehalt gemacht hat, die Be-
günstigungen dieses Abkom-
mens zu gewähren, auf die sich
der Vorbehalt bezieht. Jeder
Staat, der dieses Recht für sich
in Anspruch nimmt, wird dem
Generalsekretär entsprechend
Mitteilung machen. Der Gene-
ralsekretär wird diese Entschei-
dung allen Signatar- und Ver-
tragsstaaten mitteilen.

Artikel 40

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei oder meh-
reren Vertragsstaaten über die
Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens soll soweit
möglich durch Verhandlungen
zwischen diesen Staaten beige-
legt werden.

2. Jede Meinungsverschieden-
heit, die nicht durch Verhand-
lungen beigelegt werden kann,
wird einem Schiedsspruch unter-
worfen, wenn einer der am
Streitfall beteiligten Vertrags-
staaten es verlangt, und wird
einem oder mehreren Schieds-
richtern, die durch Übereinkom-
men zwischen den am Streitfall
beteiligten Staaten zu wählen
sind, zur Entscheidung über-
tragen. Wenn innerhalb von
drei Monaten vom Tage des
Ersuchens um schiedsgerichtliche
Entscheidung an die am Streit-
fall beteiligten Staaten über die
Wahl eines oder mehrerer
Schiedsrichter nicht einig wer-
den, kann jeder dieser Staaten
den Präsidenten des Internatio-
nalen Gerichtshofes ersuchen,
einen einzigen Schiedsrichter zu
ernennen, dem der Streitfall zur
Entscheidung übertragen wird.

3. Die Entscheidung des oder
der nach dem vorstehenden Ab-
satz ernannten Schiedsrichter
ist für die beteiligten Vertrags-
staaten bindend.

Artikel 41

1. Wenn dieses Abkommen
drei Jahre in Kraft gestanden
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ist, kann jeder Vertragsstaat
durch schriftliche Mitteilung an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen um Einberu-
fung einer Konferenz zur Re-
vision dieses Abkommens er-
suchen. Der Generalsekretär
wird dieses Ersuchen allen Ver-
tragsstaaten mitteilen und eine
Revisionskonferenz einberufen,
wenn ihm innerhalb von vier
Monaten vom Tage seiner Mit-
teilung an wenigstens die Hälfte
der Vertragsstaaten ihre Zu-
stimmung zu diesem Ersuchen
bekanntgibt.

2. Wird eine Konferenz nach
dem vorstehenden Absatz ein-
berufen, so wird der General-
sekretär dies allen Vertrags-
staaten mitteilen und sie ein-
laden, innerhalb von drei Mo-
naten Vorschläge zu übermit-
teln, die nach ihrem Wunsch
von der Konferenz behandelt
werden sollen. Der General-
sekretär wird allen Vertrags-
staaten eine vorläufige Tages-
ordnung für die Konferenz so-
wie die Texte der Vorschläge
spätestens drei Monate vor Be-
ginn der Konferenz übermitteln.

3. Der Generalsekretär wird
zu jeder nach diesem Artikel
einberufenen Konferenz alle
Vertragsstaaten und alle anderen
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen oder einer ihrer Spe-
zialorganisationen einladen.

Artikel 42

1. Jeder Vertragsstaat kann
eine oder mehrere Änderungen
dieses Abkommens vorschlagen.
Der Text jedes Änderungsvor-
schlages ist dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen zu
übermitteln, der ihn an alle
Vertragsstaaten weiterleiten
wird.

2. Jeder nach dem vorstehen-
den Absatz übermittelte Ände-
rungsvorschlag gilt als ange-
nommen, wenn kein Vertrags-
staat innerhalb von sechs Mo-
naten nach Übermittlung des
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Änderungsvorschlages durch den
Generalsekretär Einwendungen
erhebt.

3. Der Generalsekretär wird
sobald als möglich allen Ver-
tragsstaaten mitteilen, ob gegen
den Änderungsvorschlag eine
Einwendung erhoben worden
ist. Wird keine Einwendung
erhoben, so tritt die Änderung
drei Monate nach Ablauf der
im vorstehenden Absatz fest-
gelegten sechsmonatigen Frist
für alle Vertragsstaaten in
Kraft.

Artikel 43

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird allen Mit-
gliedstaaten der Vereinten Na-
tionen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten Mitteilung
machen über:

a) die Unterzeichnungen,
Ratifikationen und Bei-
tritte, die er nach: Arti-
kel 33 und 34 erhalten
hat;

b) das Datum, an dem dieses
Abkommen nach Arti-
kel 35 in Kraft tritt;

c) die Kündigungen, die er
nach Artikel 36 erhalten
hat;

d) das Außerkrafttreten die-
ses Abkommens nach Ar-
tikel 37;

e) die Mitteilungen, die er
nach Artikel 38 erhalten
hat;

f) das Inkrafttreten jeder
Änderung nach Artikel 42.

Artikel 44

Die Urschrift dieses Abkom-
mens wird beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
legt. Der Generalsekretär wird
beglaubigte Abschriften davon
allen Mitgliedern der Vereinten
Nationen und allen anderen zur
Teilnahme an der Konferenz
eingeladenen Staaten übermit-
teln.
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Zu Urkund dessen haben die
Unterzeichneten, die dazu ge-
hörig bevollmächtigt sind, die-
ses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu New York, am
vierten Juni neunzehnhundert-
vierundfünfzig in einer einzigen
Ausfertigung in englischer, fran-
zösischer und spanischer Spra-
che, wobei jeder Text in gleicher
Weise authentisch ist.

Der Generalsekretär wird er-
sucht, eine beglaubigte Über-
setzung dieses Abkommens in
chinesischer und russischer Spra-
che anzufertigen und die chine-
sischen und russischen Texte
den englischen, französischen
und spanischen Texten beizu-
fügen, wenn er die beglaubigten
Abschriften den Staaten nach
Artikel 44 dieses Abkommens
übermittelt.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
die Schlußakte über die Konferenz der Vereinten Nationen über Zollformalitäten bei der vorüber-
gehenden Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge und im Reiseverkehr sowie das Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, das Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für den Fremden-
verkehr, und das Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge für
ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in den
Schlußakten und in den genannten Abkommen sowie im Zusatzprotokoll enthaltenen Bestim-
mungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 14. März 1956.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reise-
verkehr, zum Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betref-
fend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr und zum Zoll-
abkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge wurde am 30. März 1956
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Das Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend
die Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr ist gemäß seinem
Artikel 10 am 28. Juni 1956 für Österreich in Kraft getreten.

Folgende Staaten haben laut Mitteilung des Generalsekretariates der Vereinten Nationen dieses
Zusatzprotokoll bis zum 30. März 1956 ratifiziert beziehungsweise sind ihm beigetreten: Belgien,
Dänemark, Japan, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens über Zollerleichterungen im Reiseverkehr
und des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge wird gesondert
kundgemacht werden.

Raab


